Deutscher Bundestag Drucksache 14/2212 

14. Wahlperiode 26. 11.99 


Schriftliche Fragen 

mit den in der Woche vom 22. November 1999 
eingegangenen Antworten der Bundesregierung 


Verzeichnis der Fragenden 


Abgeordnete Nummer 

der Frage 

Barthle, Norbert (CDU/CSU) 24,25 

Caspers-Merk, Marion (SPD) 34, 35, 36, 37 

Doss, Hansjürgen (CDU/CSU) 47, 48, 49, 50 

Fischer, Axel E. (Karlsruhe-Land) (CDU/CSU) 3, 4 

Götz, Peter (CDU/CSU) 26 

Goldmann, Hans-Michael (F.D.P.) 51,52 

Grund, Manfred (CDU/CSU) 1,2 

Holetschek, Klaus (CDU/CSU) 13 

Dr. Hornhues, Karl-Heinz (CDU/CSU) 5, 6 

Kalb, Bartholomäus (CDU/CSU) 18,19 

Königshofen, Norbert (CDU/CSU) 53 

Kopp, Gudrun (F.D.P.) 54 

Koschyk, Hartmut (CDU/CSU) 7 

Kossendey, Thomas (CDU/CSU) 12 

Kröning, Volker (SPD) 32, 33 

von Larcher, Detlev (SPD) 20, 21 


Abgeordnete Nummer 

der Frage 

Lüth, Heidemarie (PDS) 27, 28, 29, 38 

Dr. Meister, Michael (CDU/CSU) ... 55, 56, 64, 65 

Naumann, Kersten (PDS) 66, 67 

Parr, DeÜef (F.D.P.) 39, 40, 41 

Röttgen, Norbert (CDU/CSU) 57 

Schäfer, Anita (CDU/CSU) 22,23 

Schmidt, Albert (Hitzhofen) 58, 59 

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Sebastian, Wilhelm-Josef (CDU/CSU) 60, 61, 62, 63 

Sehn, Marita (F.D.P.) 8, 9, 10 

Dr. Thomae, Dieter (F.D.P.) 42, 43, 44 

Dr. Tiemann, Susanne (CDU/CSU) 11 

Widmann-Mauz, Annette (CDU/CSU) 45,46 

Willner, Gert (CDU/CSU) 30, 31 

Würzbach, Peter Kurt (CDU/CSU) . . 14, 15, 16, 17 



Drucksache 14/2212 


-II- 


Deutscher Bundestag - 14. Wahlperiode 


Verzeichnis der Fragen nach Geschäftsbereichen der Bundesregierung 


Seite 

Geschäftsbereich des Bundeskanzleramts 

Grund, Manfred (CDU/CSU) 

Ausgaben im Rahmen der Denkmalschutz- 
programme des Bundes 1999 und 2000 1 

Geschäftsbereich des Auswärtigen Amts 

Fischer, AxelE. (Karlsruhe-Land) (CDU/CSU) 


Künftige Bearbeitung der Visa-Formalitä- 
ten nach Schließung des deutschen Gene- 
ralkonsulats in Temesvar/Rumänien 2 

Dr. Hornhues, Karl-Heinz (CDU/CSU) 

Menschenrechtslage in Georgien; Unregel- 
mäßigkeiten bei den dortigen Wahlen 2 


Koschyk, Hartmut (CDU/CSU) 

Bundesmittel für deutsche Minderheiten in 
den Staaten Ost-, Mittel-, Südost- und Ost- 
europas sowie in der GUS im Jahr 2000 .... 3 

Sehn, Marita (F.D.P.) 

Werbung für deutsche Weinerzeugnisse im 
Ausland 5 

Dr. Tiemann, Susanne (CDU/CSU) 

Erhalt von Goethe-Instituten durch Um- 
strukturierungen im Haushalt des Auswärti- 
gen Amts 6 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums 
des Innern 

Kossendey, Thomas (CDU/CSU) 

Bevölkerungsentwicklung in den alten und 
neuen Bundesländern 1990 bis 1999 7 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums 
der Justiz 

Holetschek, Klaus (CDU/CSU) 

Umsetzung der Empfehlung des Minister- 
komitees des Europarates über Familien- 
mediation 8 


Seite 

Würzbach, Peter Kurt (CDU/CSU) 

Unterhaltsverweigerung von Vätern in den 
letzten fünf Jahren; Höhe der gezahlten 
Unterhaltsvorschüsse; Heranziehung von 
Erbschaften 9 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums 
der Finanzen 

Kalb, Bartholomäus (CDU/CSU) 

Einnahmen aus der sog. Ökosteuer im Jah- 
re 2000 im Vergleich zu 1999 12 

von Larcher, Detlev (SPD) 

Vorstellungen der Konjunkturforscher zur 
Finanzierung der Steuerreform; Nettokre- 
ditaufnahme der Gebietskörperschaften bis 
2004 bei Verwirklichung des „zusätzlichen“ 


Entlastungspakets 14 

Schäfer, Anita (CDU/CSU) 

Verkauf des Konversionsprojekts Bunker 
Hill an die Stadt Pirmasens 15 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums 
für Wirtschaft und Technologie 

Barthle, Norbert (CDU/CSU) 

Anerkennung von deutschen Skilehrer- 
Diplomen in der Europäischen Union 16 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums 
für Arbeit und Sozialordnung 

Götz, Peter (CDU/CSU) 

Sozialabgaben für Aufwandsentschädigun- 
gen ehrenamtlicher Mandatsträger in Kom- 
munalvertretungen 18 

Lüth, Heidemarie (PDS) 

Voraussetzungen für einen Renteneintritt 
Arbeitsloser aus den neuen Bundesländern . 19 

Arbeitsförderung über das Arbeitsamt nach 
einer Scheinselbständigkeit; Regelung in 
dasSGB III 21 



Deutscher Bundestag - 14. Wahlperiode 


-III- 


Drucksache 14/2212 


Seite 

Willner, Gert (CDU/CSU) 

Einbeziehung der ehrenamtlich tätigen 
Amtsvorsteher und Bürgermeister in die 
Sozialversicherungspflicht (geringfügige 
Beschäftigung) 22 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums 
der Verteidigung 

Kröning, Volker (SPD) 

Unterschiedliche Angaben über die Perso- 
nalstärke der Bundeswehr und die Anzahl 
der Wehrübungsplätze im Jahr 2000 sowie 
über die Verteidigungsausgaben gemäß 
Haushalt 2000 und Finanzplan 2003 24 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums 
für Gesundheit 

Caspers-Merk, Marion (SPD) 

Information von Frauen über Süikonbrust- 
implantate und damit verbundene Risiken; 
Anforderungen des Medizinproduktegeset- 
zes an Operateure 26 

Verbot von kosmetischen Silikonbrustim- 
plantaten und -einspritzungen in Europa ... 28 

Füth, Heidemarie (PDS) 

Beitragserhebung durch Ersatzkassen bei 
einem zusätzlichen Einkommen eines Ren- 
tenbeziehers aus einem 630-Mark-Job 29 

Parr, Detlef (F.D.P.) 

Mittelabfluss aus dem Investitionspro- 
gramm für Pflegeeinrichtungen in den neu- 
en Bundesländern 30 


Dr. Thomae, Dieter (F.D.P.) 

Fortbestand der Positivliste von Arzneimit- 
teln; Herausnahme der schwerste Erkran- 
kungen behandelnden Medikamente aus 
der Fiste 32 

Befreiung der Ärzte von Regressen bei aus- 
schließlicher Verordnung von Medikamen- 
ten aus der Positivliste 32 


Widmann-Mauz, Annette (CDU/CSU) 

Erstattung der Behandlungskosten für 
Intracytoplasmatische Spermieninj ektion 
(ICSI-Methode) durch die gesetzlichen 
Krankenkassen 34 


Seite 

Häufigkeit der durch Borrelien verursach- 
ten Erkrankungen und Kosten aufgrund 
fehlerhafter Diagnosen 35 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums 
für Verkehr, Bau- und Wohnungswesen 

Doss, Hansjürgen (CDU/CSU) 

Finanzierung des Investitionsprogramms 
1999 bis 2002 der Projektgruppe Bundes- 
verkehrswegeplanung 35 

Aufnahme des Ausbaus des Mainzer Rings 
im Zuge der A 60 in das Investitionspro- 
gramm 1999 bis 2002; Feststellung des 
rheinland-pfälzischen Ministeriums für 
Wirtschaft, Verkehr, Fandwirtschaft und 
Weinbau zu dem Straßenbauvorhaben Ver- 


legung der B 9 bei Nierstein 37 

Goldmann, Hans-Michael (F.D.P.) 

Vorschläge zur Verbesserung des Wachs- 
tumsziels im Kombinierten Verkehr 38 


Königshofen, Norbert (CDU/CSU) 

Verwendung der im Investitionsprogramm 
1999 bis 2002 vorgesehenen Mittel für die 
Projekte B 227 Essen und F 439-A 44 .... 39 

Kopp, Gudrun (F.D.P.) 

Herausnahme des Fückenschlusses A 30/ 

Bad Oeynhausen aus der Prioritätenliste 

des Investitionsprogramms 39 

Dr. Meister, Michael (CDU/CSU) 

Prüfung einer Regionalisierung der Eigen- 
heimförderung sowie einer „Ballungsraum- 


komponente“ 40 

Röttgen, Norbert (CDU/CSU) 

Beginn des Baus der Ortsumgehung 
Fohmar im Zuge der B 484 40 


Schmidt, Albert (Hitzhofen) 

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Finanzierung und Baubeginn der Mitte- 
Deutschland-Bahn 41 

Sebastian, Wilhelm-Josef (CDU/CSU) 

Streckenlänge der Autobahnen und Bun- 
desstraßen in den einzelnen Bundesländern; 
Kriterien für die Aufteilung der Investi- 


tionsmittel 1999 bis 2002 42 

Beseitigung des Bahnübergangs in 
Brohl-Fützing im Zuge der B 412 45 



Drucksache 14/2212 


-IV- 


Deutscher Bundestag - 14. Wahlperiode 


Seite 

Geschäftsbereich des Bundesministeriums für 
Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit 

Dr. Meister, Michael (CDU/CSU) 

Kritik des BMU an der Genehmigung von 
Sicherheitsnachrüstungen beim Kernkraft- 
werk Biblis 45 


Seite 

Geschäftsbereich des Bundesministeriums 
für Bildung und Forschung 

Naumann, Kersten (PDS) 

Förderung der Gentechnologie-Forschung, 
-Umsetzung und -Aufklärung in den Pro- 
grammen der Bundesregierung von 1995 
bis 1999 und ab 2000 47 



Deutscher Bundestag - 14. Wahlperiode 


- 1 - 


Drucksache 14/2212 


Geschäftsbereich des Bundeskanzleramts 


1 . Abgeordneter 

Manfred 

Grund 

(CDU/CSU) 


Für welche Kulturdenkmäler - einzeln aufge- 
listet mit Angabe zur Förderhöhe - sind 1999 
Fördermittel aus den Denkmalschutzprogram- 
men des Bundes abgeflossen? 


Antwort des Beauftragten der Bundesregierung für 
Angelegenheiten der Kultur und der Medien, Staatsminister 
Dr. Michael Naumann 
vom 10. November 1999 

Eine Auflistung der einzelnen Kulturdenkmäler, die aus den Bundes- 
programmen „National wertvolle Kulturdenkmäler“ (Bereich alte 
und neue Bundesländer) und „Sicherung und Erhaltung von regional 
und örtlich bedeutsamen Baudenkmälern“ (sog. Dach- und Fachpro- 
gramm, Bereich neue Bundesländer und Ostteil der Stadt Berlin) im 
Jahre 1999 gefördert werden, ist wegen der erheblichen Anzahl der 
Maßnahmen im Rahmen der Beantwortung einer schriftlichen Frage 
nicht zu leisten. Sie wird jedoch gesondert übermittelt werden. 


2. Abgeordneter 

Manfred 

Grund 

(CDU/CSU) 


Bestehen bereits, und wenn in welcher Höhe, 
Zusagen oder Verpflichtungen für die Bewilli- 
gung von Fördermitteln im Rahmen dieser 
Programme für das Jahr 2000? 


Antwort des Beauftragten der Bundesregierung für 
Angelegenheiten der Kultur und der Medien, Staatsminister 
Dr. Michael Naumann 
vom 10. November 1999 

Anträge für eine Förderung von national wertvollen Kulturdenkmä- 
lern aus Bundesmitteln im Haushaltsjahr 2000 sind dem für die För- 
derungsabwicklung zuständigen Bundesverwaltungsamt, Köln, bis 
Ende November 1999 vorzulegen, das die entsprechenden Antrags- 
prüfungen derzeit vornimmt. Über das Förderungsprogramm 2000 
wird dann Mitte Februar 2000 vom Beauftragten der Bundesregie- 
rung für Angelegenheiten der Kultur und der Medien abschließend 
entschieden werden. 

Das Denkmalschutz-Sonderprogramm „Dach und Fach“ ist ein 
Bund-Länder-Programm, über das der Bund ausschließlich aufgrund 
entsprechender Vorschläge der Länder entscheidet (Förderungs- 
grundsatz: ohne Landesvorschlag keine Bundesförderung). Die För- 
derungsvorschläge für das Jahr 2000 werden derzeit von den Ländern 
vorbereitet und dem Beauftragten für Angelegenheiten der Kultur 
und der Medien bis etwa April/Mai 2000 zur Entscheidung zugeleitet 
werden. 
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Geschäftsbereich des Auswärtigen Amts 


3. Abgeordneter An welchem Standort in Rumänien sollen 

Axel E. nach Plänen der Bundesregierung vor dem 

Fischer Hintergrund der geplanten Schließung des 

(Karlsruhe-Land) deutschen Generalkonsulats in Temesvar die 
(CDU/CSU) Visa-Formalitäten für die in der Region Te- 

mesvar lebende deutschstämmige Minderheit 
bearbeitet werden, und in welcher Entfernung 
zu Temesvar liegt dieser Ort? 


Antwort des Staatsministers Dr. Ludger Volmer 
vom 22. November 1999 

Nach der Schließung des Generalkonsulates in Temesvar sollen die 
Visaangelegenheiten der in der Region Temesvar lebenden deutsch- 
stämmigen Minderheit vom deutschen Generalkonsulat in Hermann- 
stadt bearbeitet werden. Die Entfernung zwischen Temesvar und Her- 
mannstadt beträgt knapp 300 Straßenkilometer (225 km Luftlinie). 


4. Abgeordneter 
Axel E. 

Fischer 

(Karlsruhe-Land) 

(CDU/CSU) 


Erwartet die Bundesregierung durch die Verle- 
gung Veränderungen bei der Anzahl der Visa- 
Anträge für Besuche in Deutschland, und 
wenn ja, in welchem Umfang? 


Antwort des Staatsministers Dr. Ludger Volmer 
vom 22. November 1999 

Die Bundesregierung kann zum gegenwärtigen Zeitpunkt noch nicht 
abschätzen, ob die Verlegung der Visastelle von Temesvar nach Her- 
mannstadt Auswirkungen auf die Anzahl der Visaanträge für Besuche 
in Deutschland haben wird. 


5. 


Abgeordneter 

Dr. Karl-Heinz 
Hornhues 


(CDU/CSU) 


Welche Erkenntnisse liegen der Bundesregie- 
rung über politische Gefangene und Men- 
schenrechtsverletzungen in Georgien vor? 


Antwort des Staatsministers Dr. Ludger Volmer 
vom 24. November 1999 

Die Achtung und der Schutz der Menschenrechte hat sich in den letz- 
ten Jahren in Georgien generell verbessert. 

Einzelfälle geben jedoch immer noch Anlass zu Besorgnis. So wurden 
Anhänger des 1992 gestürzten Präsidenten Gamsachurdia (Swiadis- 
ten) in der Vergangenheit misshandelt und teilweise auch gefoltert. 
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Ihre Prozesse entbehrten rechtsstaatlichen Anforderungen. Sowohl 
die EU als auch die Bundesregierung haben sich bei der georgischen 
Regierung für die Begnadigung einzelner Aktivisten eingesetzt und 
generell die Einhaltung der Menschenrechte angemahnt. 

In den letzten Jahren nach Inkrafttreten der neuen, sich an westlichen 
Vorbildern orientierenden, demokratischen Verfassung und der Wie- 
derwahl Präsidents Schewardnadse hat sich die Situation jedoch posi- 
tiv entwickelt. Seit 1998 hat Präsident Schewardnadse drei promi- 
nente Gefangene begnadigt, um ein Signal der Versöhnung an die 
Swiadisten zu geben. 

Die Bundesregierung wird sich auch weiterhin auf bi- und multilatera- 
ler Ebene gegenüber Georgien für die Einhaltung und Verbesserung 
der Menschenrechtstandards verwenden. 


6. 


Abgeordneter 

Dr. Karl-Heinz 
Hornhues 


(CDU/CSU) 


Wie bewertet die Bundesregierung Vorwürfe 
verschiedener Menschenrechtsgruppen, im 
Vorfeld der georgischen Parlamentswahlen sei 
es zu massiven Unregelmäßigkeiten zugunsten 
der regierenden „Bürgerunion“ gekommen, 
die bis hin zu Drohungen gegenüber Oppositi- 
onskräften und deren potentiellen Wählern 
gingen? 


Antwort des Staatsministers Dr. Ludger Volmer 
vom 24. November 1999 

Der Ablauf der Wahlen wurde vom OSZE-Büro für demokratische 
Institutionen und Menschenrechte (ODIHR) als positiv beurteilt und 
als Schritt in Richtung der Beachtung der OSZE-Prinzipien angese- 
hen. Trotz einiger Unregelmäßigkeiten wurde von der OSZE-Wahlbe- 
obachterkommission, an der auch fünf deutsche Kurzzeit-Wahlbeob- 
achter und eine Eangzeit-Beobachterin beteiligt waren, bestätigt, dass 
die Wähler in Georgien im Allgemeinen in der Eage waren, ihren poli- 
tischen Willen Ausdruck zu verleihen. 

Die georgischen Behörden wurden aufgefordert, Gesetzesverstöße zu 
untersuchen, die Wahlgesetzgebung zu verbessern und Mängel im 
Wahlprozess abzustellen, um das öffentliche Vertrauen in den Wahl- 
vorgang zu erhöhen. 


7. Abgeordneter 

Hartmut 

Koschyk 

(CDU/CSU) 


In welcher Weise (Haushaltsansätze und Eör- 
derschwerpunkte) sollen nach den Plänen der 
Bundesregierung im kommenden Jahr die 
deutschen Minderheiten in den Staaten Ost- 
mittel-, Südost- und Osteuropas sowie in der 
Gemeinschaft Unabhängiger Staaten - jeweils 
nach Staaten getrennt und im Vergleich zum 
laufenden Jahr - aus dem Bundeshaushalt 
(möglichst getrennt nach Einzelplänen) unter- 
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stützt werden, und wie begründet die Bundes- 
regierung die im Vergleich zu den Vorjahren 
erheblich verringerten Haushaltsansätze? 


Antwort des Staatsministers Dr. Ludger Volmer 
vom 18. November 1999 

Die Bundesregierung hält an der besonderen Verantwortung Deutsch- 
lands für das Schicksal der in den Staaten Ostmittel-, Südost- und Ost- 
europas sowie in der Gemeinschaft Unabhängiger Staaten lebenden 
deutschen Minderheiten fest und wird diese daher im Rahmen ihrer 
Möglichkeiten auch künftig durch ein Bündel kultureller, gemein- 
schaftsbildender, wirtschaftlicher und sozialer Fördermaßnahmen un- 
terstützen. 

Die im Vergleich zu 1999 für das Jahr 2000 für die Förderung veran- 
schlagten Haushaltsansätze orientieren sich einerseits an den Notwen- 
digkeiten der Konsolidierung des Bundeshaushalts, zu der alle Ausga- 
benbereiche beitragen müssen und anderseits an neuen konzeptionel- 
len Überlegungen der Bundesregierung, die eine Rückführung der 
Förderung in Teilbereichen ermöglichen. 

Gemäß der innerhalb der Bundesregierung bewährten Arbeitsteilung 
ist das Auswärtige Amt für den Bereich der kulturellen und bildungs- 
politischen Förderung zuständig, während sich das Bundesministeri- 
um des Innern auf die gemeinschaftsfördernden, wirtschaftlichen und 
sozialen Hilfen konzentriert. 

Im Regierungsentwurf 2000 sind für den Einzelplan des Auswärtigen 
Amts 12 450 Mio. DM für die „kulturelle und bildungspolitische För- 
derung deutscher Minderheiten in Mittel- und Osteuropa und in den 
Staaten der GUS“ veranschlagt (Titel 686 16 BA 5). Im Haushalt 
1999 beträgt das Soll 12 770 Mio. DM. Die Rückführung des Ansat- 
zes ist Folge der den Kulturhaushalt insgesamt betreffenden Einspa- 
rungen. Die auch den deutschen Minderheiten zugute kommende 
Entsendung von Lehrkräften wird 2000 ebenfalls Kürzungen erfah- 
ren, die sich aus dem für „Aufwendungen für Auslandsdienstlehr- 
kräfte und Programmlehrkräfte“ reduzierten Ansatz ergeben (Titel 
68621). 

Für den Einzelplan des Bundesministeriums des Innern sind für den 
Haushalt 2000 74 Mio. DM für „Hüfen für die deutschen Minderhei- 
ten“ veranschlagt (Kapitel 40, Titelgruppe 02). Im Haushalt 1999 be- 
trägt das Soll 110 Mio. DM. 

Eine nach Staaten getrennte Aufteilung der für 2000 vorgesehenen 
Mittel ist vor Verabschiedung des Haushalts nicht möglich. Es ist je- 
doch davon auszugehen, dass - wie bisher - die größten Teilbeträge 
im Bereich des Auswärtigen Amts für die deutsche Minderheit in Po- 
len und im Bereich des Bundesministeriums des Innern für die deut- 
sche Minderheit in Russland eingesetzt werden. Der nächsthöchste 
Betrag wird im Bereich des Auswärtigen Amts für die deutsche Min- 
derheit in Russland und im Bereich des Bundesministeriums des 
Innern für die deutsche Minderheit in Polen eingesetzt. 
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Die neue Konzeption „Aussiedler 2000. Integration in Deutschland - 
Hilfen in den Herkunftsländern“, die Anfang September 1999 der Öf- 
fentlichkeit vorgestellt wurde, sieht insbesondere für die Russische Fö- 
deration eine Umstrukturierung der Hilfen vor. Nach den Erfahrun- 
gen der vergangenen Jahre werden künftig große investive Wirt- 
schafts- und Infrastrukturprojekte mangels ausreichender Steuerungs- 
und Kontrollmöglichkeit nicht mehr finanziert. Die laufenden Projek- 
te dieser Art werden jedoch nach gründlicher Überprüfung sinnvoll 
zu Ende geführt, um keine „Investitionsruinen“ zu hinterlassen. Be- 
reits im Haushaltsjahr 1999 wurde nach diesem Grundsatz verfahren. 
Als Ergebnis dieser Umstrukturierung ist der Finanzbedarf im Be- 
reich des Bundesministeriums des Innern für 2000 wesentlich gerin- 
ger, da die relativ wenigen investiven Projekte sehr teuer waren. 

Kernstück der Förderpolitik des Bundesministeriums des Innern bil- 
den künftig verstärkt die gemeinschaftsfördernden Maßn a hmen mit 
den wesentlichen Elementen Begegnungsstätten, außerschulischer 
Sprachunterricht (in Russland und Kasachstan) und Förderung der 
Selbstorganisation der deutschen Minderheiten. Außerdem soll die 
berufliche Aus- und Fortbildung insbesondere im Jugendbereich un- 
terstützt werden. 

Im Sinne der Hilfe zur Selbsthilfe werden künftig kleinere Wirt- 
schaftshilfen in Form von Existenzgründungsdarlehen für Kleinge- 
werbe und Handwerk sowie Darlehen zur Wohnraumbeschaffung 
(vor allem in Russland) und Hilfen im Landwirtschaftsbereich in 
Form von Beratung und Kleinkrediten gewährt. Hinzu treten wie bis- 
her angesichts der weiterhin schwierigen Versorgungslage in den 
meisten Ländern Hilfen im medizinischen Bereich sowie soziale und 
humanitäre Hilfen. 

Außerdem wird bei der Durchführung der Hilfen die Nutzung be- 
stehender und noch zu schaffender Partnerschaften von Kommunen 
oder gesellschaftlichen Organisationen mit entsprechenden Partnern 
in Osteuropa stärker einbezogen werden. 


8. Abgeordnete 

Marita 

Sehn 

(F.D.P.) 


Inwieweit setzt sich die Bundesregierung im 
Ausland, z. B. bei Besuchen von offiziellen 
Regierungsdelegationen in anderen Staaten, 
für deutsche Weinerzeugnisse ein? 


Antwort des Staatsministers Dr. Ludger Volmer 
vom 18. November 1999 

Die Bundesregierung unterstützt den Absatz deutschen Weines auf 
den wichtigen Exportmärkten durch eine Vielzahl von Fördermaß- 
nahmen, die mit der deutschen Weinwirtschaft abgestimmt sind. Dazu 
gehören insbesondere die Beteiligung an Auslandsmessen und gezielte 
Promotionsveranstaltungen. 

Bei offiziellen Veranstaltungen des Bundespräsidenten und Mitglie- 
dern der Bundesregierung im Ausland werden grundsätzlich nur deut- 
sche Weine und deutscher Sekt ausgeschenkt. 
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9. Abgeordnete 

Marita 

Sehn 

(F.D.P.) 


Inwieweit sind die deutschen Botschaften an- 
gewiesen, bei protokollarischen und gesell- 
schaftlichen Anlässen auf deutsche Weinpro- 
dukte zurückzugreifen und im werbenden 
Sinne auf deren Qualität hinzuweisen? 


Antwort des Staatsministers Dr. Ludger Volmer 
vom 18. November 1999 

Die deutschen Auslandsvertretungen wurden in den letzten Jahren 
wiederholt angewiesen, bei ihren Veranstaltungen möglichst deutsche 
Nahrungs- und Genussmittel, insbesondere Wein, Sekt und andere 
Markenspirituosen deutscher Herkunft zu verwenden. Der letzte 
Runderlass von 1997 weist ausdrücklich darauf hin, dass damit ein 
wichtiger Beitrag zur Werbung für diese Produkte im Ausland geleis- 
tet werden kann. 


10. Abgeordnete Sind deutsche Weinerzeugnisse Bestandteil 

Marita von Geschenken deutscher Regierungsdelega- 

Sehn tionen im Ausland? 

(F.D.P.) 


Antwort des Staatsministers Dr. Ludger Volmer 
vom 18. November 1999 

Ja. Der Bundespräsident, der Bundeskanzler und der Bundesminister 
des Auswärtigen verschenken bei Auslandsreisen des Öfteren deut- 
sche Weinerzeugnisse. 


11. Abgeordnete 
Dr. Susanne 
Tiemann 

(CDU/CSU) 


Welche Möglichkeit sieht die Bundesregierung 
anstelle der drastischen Mittelkürzungen bei 
den Goethe-Instituten, die zur Schließung ein- 
zelner Institute führt, notwendige Einsparun- 
gen durch Umstrukturierungen im Haushalt 
des Auswärtigen Amts zu erreichen? 


Antwort des Staatsministers Dr. Ludger Volmer 
vom 24. November 1999 

Im Rahmen des Zukunftsprogramms 2000 war dem Auswärtigen 
Amt aufgegeben, im Haushaltsentwurf für das Jahr 2000 Einsparun- 
gen in Höhe von insgesamt 270 Mio. DM gegenüber der Finanzpla- 
nung 2000 zu erbringen. Dies entspricht 7,48 Prozent des in der Fi- 
nanzplanung vorgesehenen Haushaltsvolumens. 

Das Einsparkonzept des Auswärtigen Amts sah vor, die Kürzungen 
auf alle Bereiche zu verteilen, die dies zuließen. Da für einen beträcht- 
lichen Teil des Einzelplans 05 vertragliche Verpflichtungen bestehen, 
mussten die verbleibenden disponiblen Mittel dementsprechend her- 
angezogen werden, um die Einsparungen erbringen zu können. Ich 
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darf Sie darauf hinweisen, dass auch das Auswärtige Amt selbst, u. a. 
mit der Schließung von zwanzig Auslandsvertretungen, schmerzhafte 
Einschnitte bis in die Substanz seiner Arbeit hinnehmen musste. Sie 
werden verstehen, dass vor diesem Hintergrund das Goethe-Institut 
von der Notwendigkeit zu Einsparungen nicht ausgenommen werden 
konnte. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums des Innern 


12. Abgeordneter 
Thomas 
Kossendey 

(CDU/CSU) 


Wie ist die Bevölkerungsentwicklung 

- 1990 bis 1999 in den alten Bundesländern 
und 

- 1990 bis 1999 in den neuen Bundesländern? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Cornelie Sonntag-Wolgast 
vom 19. November 1999 


Die Bevölkerungsentwicklung in den alten Bundesländern und den 
neuen Bundesländern (einschl. Berlin-Ost) von 1990 bis 1999 stellt 
sich wie folgt dar: 


Jahr 

Alte Bundes- 
länder 

Veränderung 
zum Vorjahr 
Absolut 

Neue Bundes- 
länder und 
Berlin-Ost 

Veränderung 
zum Vorjahr 
Absolut 

1990 

63 725 653 

- 

16 027 574 

- 

1991 

64 484 787 

+ 759 134 

15 789 777 

- 237 797 

1992 

65 289 234 

+ 804 447 

15 685 398 

- 104 379 

1993 

65 739 665 

+ 450 431 

15 598 428 

- 86 970 

1994 

66 007 213 

+ 267 548 

15 531 390 

- 67 038 

1995 

66 341 950 

+ 334 737 

15 475 549 

- 55 841 

1996 

66 583 419 

+ 241 469 

15 428 743 

- 46 806 

1997 

66 688 008 

+ 104 589 

15 369 371 

- 59 372 

1998 

66 747 264 

+ 59 256 

15 289 747 

- 79 624 

1999 

66 747 343 

- 

15 267 223 

- 


Stand: 1990 bis 1998 zum 31. Dezember des jeweiligen Jahres 
1999 zum 31. März 1999 


Bei den Daten handelt es sich um die Eortschreibung des Bevölke- 
rungsstandes. In den Eändern des früheren Bundesgebietes basieren 
sie auf den endgültigen Ergebnissen der Volkszählung vom 25. Mai 
1987, in den neuen Bundesländern und Berlin-Ost auf den Ergebnis- 
sen eines Abzuges des früheren zentralen Einwohnerregisters zum 
3. Oktober 1990. 
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Justiz 


13. Abgeordneter 

Klaus 

Holetschek 

(CDU/CSU) 


Was ist zur Umsetzung der Empfehlung Nr. R 
(98) 1 des Ministerkomitees des Europarates 
an die Mitgliedstaaten über Eamilienmediati- 
on in der Bundesrepublik Deutschland bislang 
veranlasst worden und welche Maßnahmen 
sind in Planung? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 

Dr. Eckhart Pick 

vom 18. November 1999 

Die Empfehlung des Ministerkomitees des Europarates über Eami- 
lienmediation stellt als Besonderheiten von Eamilienstreitigkeiten 
u. a. die Beteiligung von Personen fest, die definitionsgemäß weiter- 
hin in einer Beziehung zueinander stehen und nennt u. a. als Ziele die 
Verbesserung der Kommunikation zwischen den Eamilienmitglie- 
dern, die Verringerung von Konflikten zwischen den Streitparteien 
sowie die Gewährleistung der Portsetzung persönlicher Kontakte zwi- 
schen Eltern und Kindern. 

Dies verdeutlicht bereits, dass Mediation schon aus der Natur der Sa- 
che heraus auf freiwilliger Basis angelegt sein sollte. Nur wenn ein ent- 
sprechendes Verfahren freiwillig erfolgt, kann es dauerhaft erfolgreich 
sein. So legt auch die Empfehlung ausdrücklich fest, dass Mediation 
grundsätzlich nicht obligatorisch sein soll. 

In Bereichen, in denen es in erster Pinie um eine freiwillige Beteili- 
gung an selbst erarbeiteten Konfliktlösungen geht, haben staatliche 
Regulierungsmechanismen zurückzutreten. Es ist daher zu begrüßen, 
dass die Empfehlung es den Mitgliedstaaten freistellt, wie sie die Pa- 
milienmediation organisieren und durchführen wollen, ob über den 
öffentlichen oder privaten Sektor. 

Dies vorangestellt bestand ein Ziel der am 1. Juli 1998 in Kraft getre- 
tenen Kindschaftsrechtsreform darin, die Elternautonomie zu stärken 
und eigenverantwortliche Konfliktlösungen der Eltern in Sorge- und 
Umgangsangelegenheiten zu fördern. Zur Verwirklichung dieses Zie- 
les, das im Einklang mit der Empfehlung des Europarates steht, wur- 
den die Beratungs- und Unterstützungsangebote der Kinder- und Ju- 
gendhilfe ausgebaut und die rechtlichen Rahmenbedingungen zur An- 
wendung von Mediation als Konfliktlösungsinstrument verbessert. 

Nach § 17 Abs. 1 des Achten Buches Sozialgesetzbuch (SGB VIII) in 
der Passung der Kindschaftsrechtsreform haben Mütter und Väter im 
Rahmen der Jugendhilfe Anspruch auf Beratung in Prägen der Part- 
nerschaft, wenn sie für ein Kind oder einen Jugendlichen zu sorgen 
haben oder tatsächlich sorgen. Im Pall der Trennung oder Scheidung 
sind Eltern unter angemessener Beteiligung des betroffenen Kindes 
oder Jugendlichen bei der Entwicklung eines einvernehmlichen Kon- 
zepts für die Wahrnehmung der elterlichen Sorge zu unterstützen 
(§17 Abs. 2 SGB VIII). Die Eltern haben einen Rechtsanspruch auf 
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diese „Hilfe zur Selbsthilfe“, die insbesondere auch im Wege der Me- 
diation geleistet werden kann und zunehmend geleistet wird. 

Erhebliche Bedeutung kommt Mediation auch in Umgangsangelegen- 
heiten zu. Nach dem im Rahmen der Kindschaftsrechtsreform neu ge- 
fassten § 18 Abs. 3 SGB VIII haben Kinder, Eltern und andere Um- 
gangsberechtigte Anspruch auf Beratung und Unterstützung bei der 
Ausübung des Umgangsrechts. Bei der Befugnis, Auskunft über die 
persönlichen Verhältnisse des Kindes zu verlangen, bei der Herstel- 
lung von Umgangskontakten und bei der Ausführung gerichtlicher 
oder vereinbarter Umgangsregelungen soll vermittelt und in geeigne- 
ten Eällen Hilfestellung geleistet werden (§ 18 Abs. 3 Satz 3 
SGB VIII). 

Damit die Eltern möglichst frühzeitig über das Angebot der Jugend- 
hilfe informiert werden, sind den Jugendämtern und den Gerichten 
entsprechende Informationspflichten auferlegt worden (§17 Abs. 3 
SGB VIII, § 613 Abs. 1 Satz 2 der Zivilprozessordnung, § 52 Abs. 1 
Satz 2 des Gesetzes über die Angelegenheiten der freiwilligen Ge- 
richtsbarkeit - EGG). 

In familiengerichtlichen Verfahren gilt im Übrigen Eolgendes: In ei- 
nem die Person eines Kindes betreffenden Verfahren eröffnet § 52 
Abs. 2 EGG den Eamiliengerichten die Möglichkeit, das Verfahren 
auszusetzen, wenn die Beteiligten eine Eösung im Rahmen der Media- 
tion anstreben. Nach § 52 Abs. 3 EGG kann das Eamiliengericht in 
diesem Eall eine einstweilige Anordnung über den Verfahrensgegen- 
stand von Amts wegen erlassen. In den übrigen Eamiliensachen kön- 
nen die Parteien/Beteiligten über die (entsprechende) Anwendung der 
allgemeinen Vorschriften der Zivilprozessordnung (Ruhen des Ver- 
fahrens) eine Unterbrechung erreichen. 

Im Bereich des Internationalen Privatrechts stellen die Empfehlungen 
des Europarates eine Anregung für die Bundesrepublik Deutschland 
dar, sich im Rahmen der Ausarbeitung und Verhandlung von europä- 
ischen Rechtsakten und von internationalen Übereinkommen für eine 
Aufnahme von Vorschriften einzusetzen, welche die Eamilienmedia- 
tion im engeren und weiteren Sinne vorsehen. Jüngstes Beispiel hier- 
für ist das Übereinkommen der Haager Konferenz zum Internationa- 
len Privatrecht über den Internationalen Schutz Erwachsener, das am 
2. Oktober 1999 von der Spezialkommission mit diplomatischem 
Charakter verabschiedet und zur Zeichnung freigegeben wurde. In 
Artikel 31 dieses Übereinkommens wird den zuständigen Behörden 
der Vertragsstaaten die Möglichkeit eröffnet, zum Schutz von Person 
und Vermögen im Anwendungsbereich des Übereinkommens Media- 
tions- oder Schlichtungsverfahren vorzusehen. 


14. Abgeordneter 

Peter Kurt 
Würzbach 

(CDU/CSU) 


Wie hat sich nach Kenntnis der Bundesregie- 
rung die Zahl der die Unterhaltspflicht verlet- 
zenden Väter in den letzten fünf Jahren ent- 
wickelt, und wie hoch waren die in diesen Jah- 
ren gezahlten Unterhaltsvorschüsse? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 

Dr. Eckhart Pick 

vom 19. November 1999 


Über die Anzahl der Väter, die Ihre Unterhaltspflichten verletzen, 
existieren keine statistischen Daten. Zur Entwicklung der Zahlungs- 
moral der Väter in den letzten fünf Jahren können daher keine Anga- 
ben gemacht werden. Derzeit wird geprüft, ob und in welcher Form 
dazu Daten erhoben werden können. Erhoben wird lediglich die Zahl 
der wegen Verstoßes gegen § 170b Abs. 1 StGB a. F. (Verletzung der 
Unterhaltspflicht) Verurteilten. Für die alten Fänder (ab 1995 ein- 
schließlich von Gesamtberlin) ergibt sich danach Folgendes: 

Jahr Verurteilte 

Insgesamt 


1993 

4 075 

1994 

4 224 

1995 

4 210 

1996 

4212 

1997 

4 325 


Die in den letzten fünf Jahren gezahlten Unterhaltsvorschüsse (Bun- 
des- und Fandesanteil) beliefen sich auf 


1995 1 581 844 TDM 

1996 1 557 036 TDM 

1997 1 615 588 TDM 

1998 1 667 514 TDM 

1999 1 269 062 TDM (Stand Oktober 1999) 


Die Entwicklung der Unterhaltsvorschussleistungen ist allerdings kein 
Indikator für die Zahlungsmoral der Väter. Unterhaltsvorschuss wird 
nicht nur im Falle säumiger Unterhaltszahlung bei Feistungsfähigkeit 
des Verpflichteten geleistet. Dem Kind wird vielmehr auch im Falle 
des Unterhaltsausfalls wegen Feistungsunfähigkeit des Vaters, nicht 
festgestellter Vaterschaft und Tod des Unterhaltsverpflichteten gehol- 
fen. Nach einer groben Schätzung ist ein Drittel der Väter schon bei 
Beginn der Zahlung des Unterhaltsvorschusses nicht leistungsfähig, 
ein weiteres Drittel wird während des Zahlungszeitraums leistungsun- 
fähig. 


15. Abgeordneter 

Peter Kurt 
Würzbach 

(CDU/CSU) 


Welche Maßnahmen wurden in den letzten 
Jahren ergriffen, um gezielter gegen Unter- 
haltsverweigerer vorzugehen und einen stärke- 
ren Rückfluss der Unterhaltsvorschüsse zu er- 
reichen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 

Dr. Eckhart Pick 

vom 19. November 1999 

Bei ca. 1/3 der Fälle ist rechtlich überhaupt kein Rückgriff möglich, 
da kein Anspruch des Kindes gegenüber dem anderen Elternteil be- 
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steht. In diesen Fällen ist der Unterhaltsvorschuss eine reine Ausfall- 
leistung. Zur Verbesserung des Rückgriffs in den übrigen Fällen wur- 
den in den vergangenen Jahren die folgenden Maßnahmen ergriffen: 

• Verbesserung der Auskunftsrechte durch Änderung des Unter- 
haltsvorschussgesetzes im Kindesunterhaltsgesetz (ab 1. Juli 1998 
in Kraft) sowie durch die Änderung des Straßenverkehrsgesetzes 
(ab 1. Mai 1998 in Kraft) 

• Erweiterung des Rückgriffszeitraumes (geschehen durch Artikel 27 
Jahressteuergesetz 1997) 

• prozessual erleichterte Durchsetzung der Ansprüche (mit Kindes- 
unterhaltsgesetz s. o.) 

• Effektivierung des Rückgriffsverfahrens durch Richtinien (bereits 
durchgeführt) 

• Prüfung aller weiteren legislatorischen und administrativen Maß- 
nahmen durch die Bundesregierung 

• intensive Fachgespräche mit den Ländern, die für die Durchfüh- 
rung des Rückgriffsverfahrens zuständig sind (ständiger Dialog) 

• Maßnahmen der Länder (Beteiligung der Kommunen an den Aus- 
gaben und Einnahmen, durchgeführt ab 1. Januar 1999 in Nord- 
rhein-Westfalen, beabsichtigt in mehreren weiteren Ländern). 


16. Abgeordneter 

Peter Kurt 
Würzbach 

(CDU/CSU) 


Wie bewertet die Bundesregierung den Vor- 
schlag, von zahlungsunwilligen Vätern den 
Führerschein einzuziehen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 

Dr. Eckhart Pick 

vom 19. November 1999 

Das Bundesministerium der Justiz hat eine Kommission zur Reform 
des strafrechtlichen Sanktionensystems eingesetzt, die das bestehende 
Sanktionensystem des Strafgesetzbuches einer kritischen Überprü- 
fung unterziehen soll. Dabei soll sie insbesondere untersuchen, ob ne- 
ben die klassischen Strafformen zukünftig auch neue Strafformen tre- 
ten sollen. In diesem Zusammenhang wird auch geprüft, ob das Fahr- 
verbot über das Verkehrsstrafrecht hinaus erweitert werden sollte. 
Auf der Grundlage des Abschlussberichts der Kommission wird die 
Bundesregierung auch den in der Frage angesprochenen Vorschlag 
bewerten. 


17. Abgeordneter 

Peter Kurt 
Würzbach 

(CDU/CSU) 


Durch welche Regelungen ist nach derzeitiger 
Rechtslage sichergestellt, dass Erbschaften 
von Unterhaltspflichtigen nicht verheimlicht 
und für Unterhaltsleistungen herangezogen 
werden können? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 

Dr. Eckhart Pick 

vom 19. November 1999 

Eine erlangte Erbschaft zählt zum Vermögen des Unterhaltsverpflich- 
teten wie andere Vermögenswerte auch. Zur Auskunft über seine Ver- 
mögenswerte ist der Verpflichtete aber (unter anderem) bereits nach 
dem geltenden § 1605 BGB verpflichtet. Dies bedeutet, dass der Un- 
terhaltsverpflichtete eine systematische Aufstellung aller erforderli- 
chen Angaben vorzulegen hat, die dem Berechtigten die Berechnung 
seines Unterhaltsanspruches ermöglichen. Diese Auskunft kann regel- 
mäßig alle zwei Jahre verlangt werden. Macht der Unterhaltsberech- 
tigte glaubhaft, dass der Verpflichtete weiteres Vermögen erworben 
hat, kann er jederzeit - auch vor Ablauf der Zweijahresfrist - neu 
Auskunft verlangen. 

Bei Hinzutreten von besonderen Umständen, die das Schweigen über 
die angetretene Erbschaft als evident unredlich erscheinen lassen, 
kann der Unterhaltsverpflichtete im Einzelfall auch zur unaufgefor- 
derten Information verpflichtet sein. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Finanzen 


18. Abgeordneter 

Bartholomäus 

Kalb 

(CDU/CSU) 


Kann die Bundesregierung Berechnungen 
widerlegen, nach denen das Mittelaufkom- 
men aus der „Ökosteuer“ (angeblich knapp 
34 Mrd. DM einschließlich der zusätzlichen 
Mehrwertsteuereinnahmen) im Jahr 2000 
höher sein wird als der zusätzliche 
Bundeszuschuss zur Rentenversicherung 
(17,8 Mrd. DM)? 


19. Abgeordneter 

Bartholomäus 

Kalb 

(CDU/CSU) 


Wenn nein, wird die Bundesregierung in der 
Broschüre „Eamilie entlasten, Arbeitsplätze 
sichern, Umwelt schützen“ des Bundesministe- 
riums der Einanzen, mit der die Steuerpolitik 
der Regierung erläutert werden soll, folgende 
Passage berichtigen, die dann offenkundig 
nicht mit den Tatsachen übereinstimmt: „Mit 
dem Einstieg in die ökologische Steuerreform 
wird der Verbrauch von Energie maßvoll ver- 
teuert. Das dadurch erzielte Mehraufkommen 
an Steuermitteln dient der Senkung der Ren- 
tenversicherungsbeiträge“? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Karl Diller 

vom 18. November 1999 

Die Einnahmen des Bundes aus dem Gesetz zum Einstieg in die öko- 
logische Steuerreform sowie dem Gesetz zur Eortführung der ökologi- 
schen Steuerreform für den Einanzplanungszeitraum sind in der fol- 
genden Übersicht dargestellt. Die in der Erage angesprochenen Mehr- 
einnahmen aus der ökologischen Steuerreform in Höhe von 34 Mrd. 
DM sind nicht nachvollziehbar. 

Einnahmen des Bundes aus Ökosteuern 



1999 

2000 

2001 

2002 

2003 


- in Mrd. DM - 

Gesetz zum Einstieg in die 
ökologische Steuerreform 

8,4 

12,3 

12,3 

12,3 

12,3 

Gesetz zur Eortführung der 
ökologischen Steuerreform 

- 

5,1 

10,5 

15,8 

21,2 

Ökosteuereinnahmen 

8,4 

17,4 

22,8 

28,1 

33,5 


Diesen Einnahmen stehen folgende Ausgaben des Bundes zugunsten 
der gesetzlichen Rentenversicherung gegenüber: 



1999 

2000 

2001 

2002 

2003 


- in Mrd. DM - 

Korrekturgesetz (insbesondere 
pauschaler Beitrag für Kinder- 
erziehungszeiten) 

8,8 

14,0 

14,5 

14,6 

14,7 

HHSanGesetz: (Erhöhung 
des zusätzlichen Bundeszu- 
schusses) 


2,6 

8,6 

13,9 

19,3 

Ausgaben insgesamt 

8,8 

16,6 

23,1 

28,5 

34,0 


Eür den Bund ergibt sich per Saldo folgende Haushaltsbelastung zu- 
gunsten der Rentenversicherung der Arbeiter und Angestellten: 



1999 

2000 

2001 

2002 

2003 


- in Mrd. DM - 

Belastung/Entlastung (-) 

0,4 

-0,8 

0,3 

0,4 

0,5 


Damit wird deutlich, dass der Bund mittelfristig einen höheren zusätz- 
lichen Zuschuss an die gesetzliche Rentenversicherung leistet als er an 
Steuern aus der ökologischen Steuerreform vereinnahmt. Eine Berich- 
tigung der Broschüre „Eamilie entlasten, Arbeitsplätze sichern, Um- 
welt schützen“ ist somit nicht erforderlich. 






Drucksache 14/2212 


-14- 


Deutscher Bundestag - 14. Wahlperiode 


20. Abgeordneter 

Detlev 

von Larcher 

(SPD) 


Kann die Bundesregierung aus den Ausfüh- 
rungen und Zahlen des Herbstgutachtens der 
wirtschaftswissenschaftlichen Forschungsinsti- 
tute und im Vergleich mit eigenen quantitati- 
ven Einschätzungen nachvollziehen, wie sich 
die Konjunkturforscher die Finanzierung ei- 
ner Steuerreform von insgesamt 80 Mrd. DM 
vorstellen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Karl Diller 

vom 19. November 1999 

Die Wirtschaftsforschungsinstitute schlagen eine Tarifentlastung in ei- 
nem Umfang von 80 Mrd. DM in den nächsten vier Jahren vor. 
Diese Bruttoentlastung soll zum einen durch den weiteren Abbau von 
Steuervergünstigungen finanziert werden. Hier verweisen die For- 
schungsinstitute lediglich auf die Kürzungsvorschläge der Bareis- 
Kommission und der Petersberger-Beschlüsse und beziffern dieses 
Potential mit 30 Mrd. DM. Zum anderen gehen die Forschungsinsti- 
tute davon aus, dass eine geringere Rückführung der Defizitquote, 
wie von ihnen vorgeschlagen, ein Entlastungsvolumen von rund 
50 Mrd. DM ermöglicht. 

Die Bundesregierung, wie im Übrigen auch der Sachverständigenrat 
zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung in seinem 
Jahresgutachten 1999/2000, lehnen eine Strategie der Steuer- und Ab- 
gabenentlastung auf „Pump“ ab. 


21. Abgeordneter 

Detlev 

von Larcher 

(SPD) 


Wie würde sich die bisher vorgesehene Netto- 
kreditaufnahme der Gebietskörperschaften in 
den einzelnen Jahren bis 2004 entwickeln, 
wenn das „zusätzliche“ Entlastungspaket nach 
dem Vorschlag der Konjunkturforscher ver- 
wirklicht werden würde? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Karl Diller 

vom 19. November 1999 

Nach den Berechnungen der Forschungsinstitute und der von ihnen 
unterstellten Wachstumsentwicklung würde die staatliche Defizitquo- 
te in den nächsten vier Jahren auf dem derzeitigen Niveau von 1 bis 
1 72 % hegen. 

Wie hoch die Nettokreditaufnahme in den einzelnen Jahren bis 2004 
bei Umsetzung der Vorschläge der Forschungsinstitute wäre, lässt 
sich nicht einschätzen, da keine jährliche Aufteilung der Steuersen- 
kungen im Gutachten enthalten ist. 

Die Bundesregierung nutzt bereits einen Teil der sich aus dem strikten 
Konsolidierungskurs ergebenden finanziellen Handlungsspielräume 
für Steuerentlastungen, insbesondere für Investitionen, Arbeitnehmer 
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und Familien. Zusätzliche kreditllnanzierte Steuersenkungen würden 
jedoch eine glaubwürdige Haushaltspolitik gefährden und somit vor- 
aussichtlich ohne positive Wachstumseffekte verpuffen. In dem Maße 
wie eine Ausweitung der Kreditaufnahme Erwartungen auf zukünfti- 
ge Steuererhöhungen erzeugen würde, wäre sogar mit einem negati- 
ven Einfluss auf den wirtschaftlichen Wachstumspfad zu rechnen. 


22. Abgeordnete 

Anita 

Schäfer 

(CDU/CSU) 


Aufgrund welcher Kriterien hält das Bundes- 
ministerium der Finanzen, ungeachtet der er- 
mittelten Marktwertanalysen und der Ange- 
bote von zwei Interessenten an den Forderun- 
gen von ca. 70 DM/m^ für das Konversions- 
projekt Bunker Hill im Bereich der Liegen- 
schaft Husterhöhe in Pirmasens fest, obwohl 
letztlich diese Preisvorstellung eine Umset- 
zung des auch vom Land Rheinland-Pfalz un- 
terstützten Konzeptes eines Forschungs- und 
Innovationsbereiches verhindert? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Karl Diller 

vom 23. November 1999 

Die Liegenschaft Husterhöh-Kaserne liegt in einer schwierigen Rand- 
lage. Um die Vermarktbarkeit zu verbessern, ist eine Erschließung 
des Gesamtgeländes erforderlich. Zwischen der Stadt Pirmasens, dem 
Land Rheinland-Pfalz und dem Bund wurde dazu im Juli 1999 ein 
städtebaulicher Vertrag abgeschlossen, der eine gemeinschaftliche Er- 
schließung und Verwertung nach zwischen den Vertragspartnern ab- 
gestimmten Nutzungskonzepten zum Ziel hat. 

Bei der Teilfläche Bunker Hill handelt es sich um einen der werthalti- 
gen Teile der Gesamtliegenschaft. Die Wertvorstellungen des Bundes 
sind mit dem Gutachterausschuss der Stadt abgestimmt. Andere 
Marktwertanalysen liegen dem Bund nicht vor. Die Angebote der bei- 
den Interessenten liegen unter bereits erzielten Erlösen des Bundes 
bei Verkäufen in Pirmasens. Da darüber hinaus zwei Angebote die 
Marktlage nicht ausreichend widerspiegeln, ist beabsichtigt, eine mit 
der Stadt Pirmasens abgestimmte Ausschreibung durchzuführen und 
an den Bestbietenden mit dem den Vorgaben der Planungsträger ent- 
sprechendem Entwicklungskonzept zu verkaufen. 


23. Abgeordnete 
Anita 
Schäfer 

(CDU/CSU) 


Welches Ziel verfolgt das Bundesministerium 
der Finanzen mit seinem Verhandlungsverhal- 
ten, selbst ein Angebot der Stadt Pirmasens, 
das über den vorliegenden Angeboten liegt, 
abzulehnen, und soll damit eine Einzelver- 
marktung der Bausubstanz angestrebt werden, 
die eine sinnvolle Entwicklung zu einem Inno- 
vationszentrum um die dortige Fachhochschu- 
le verhindern würde? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Karl Diller 

vom 23. November 1999 

Ziel des Bundes ist die Veräußerung des schwierigen Gesamtobjektes 
in einvernehmlichem Zusammenwirken mit den Vertragspartnern im 
Rahmen des städtebaulichen Vertrages. Um den vorhandenen Interes- 
senlagen gerecht zu werden, bietet sich eine Ausschreibung an. Dabei 
gilt es, einen Investor zu finden, der die Planungsvorgaben der Stadt 
Pirmasens erfüllt und einen marktgerechten Preis bezahlt. Die Stadt 
Pirmasens hat mittlerweile - in Abstimmung mit dem Innenministeri- 
um des Landes Rheinland-Pfalz - einer Ausschreibung zugestimmt. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Wirtschaft 
und Technoiogie 


24. Abgeordneter 

Norbert 

Barthle 

(CDU/CSU) 


Welche Maßnahmen ergreift die Bundesregie- 
rung, um die Anerkennung von deutschen Ski- 
lehrer-Diplomen in der Europäischen Union, 
insbesondere in Frankreich und Österreich, zu 
gewährleisten und Einschränkungen der Ar- 
beitsmöglichkeiten von deutschen Skilehrern 
in diesen Eändern durch Eignungsprüfungen 
zu verhindern, die in jedem Einzelfall zu gro- 
ßem organisatorischem Aufwand führen? 


Antwort des Parlamentariscben Staatssekretärs 
Siegmar Mosdorf 
vom 23. November 1999 

Es bestehen keine gemeinschaftlichen Bestimmungen für die Ausbil- 
dung und den Berufszugang von Skilehrern in der Europäischen Uni- 
on. Deshalb ist es Angelegenheit des Mitgliedstaats, diese festzulegen. 
Die Niederlassungs- und Dienstleistungsfreiheit ist durch die Richt- 
linie über die gegenseitige Anerkennung von Diplomen als Voraus- 
setzung für die Berufsausübung geregelt. Die Anerkennungsverfahren 
erfolgen danach durch Prüfung des Einzelfalls. 

Die Europäische Kommission hat es nicht als binnenmarktwidrig an- 
gesehen, wenn Frankreich und Österreich von Staatsangehörigen, die 
über keinen dem nationalen Diplom gleichwertigen Qualifikations- 
nachweis verfügen, eine Eignungsprüfung verlangen. Sie hat ihre Ent- 
scheidung darauf gestützt, dass die Eignungsprüfung aus zwingenden 
Gründen des Allgemeininteresses gerechtfertigt sei, denn diese Maß- 
nahme erfolge im Interesse der Sicherheit. Diese Möglichkeiten hat 
die Europäische Kommission für Frankreich und Österreich zunächst 
jedoch bis zum 31. Juli 2000 befristet. Die Maßnahmen haben bei der 
Mehrzahl der Mitgliedstaaten hohe Akzeptanz gefunden. 
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Die Bundesregierung hat sich gegen die Eignungsprüfung ausgespro- 
chen, da sie generell der Auffassung ist, dass Anpassungslehrgänge 
das geeignete Mittel darstellen, um wesentliche Differenzen in der 
Ausbildung auszugleichen. Im Übrigen hat sie immer den Standpunkt 
vertreten, dass deutsche Skilehrerdiplome, die durch internationale 
Skiverbände anerkannt sind, in anderen Mitgliedstaaten der Europä- 
ischen Union ohne jede Anpassungsmaßnahme als gleichwertig aner- 
kannt werden sollten. 

Gegenwärtig befasst sich die Europäische Kommission unter Einbezie- 
hung von Vertretern aus den Mitgliedstaaten mit der durch die gelten- 
den Regelungen eingetretene Situation der Skilehrer mit dem Ziel, zu 
einvernehmlichen und dauerhaften Eösungen für die grenzüberschrei- 
tende Tätigkeit der Skilehrer in der Europäischen Union zu gelangen. 
Die betroffenen Berufsverbände in den Mitgliedstaaten, aus der Bun- 
desrepublik Deutschland sind das der Deutsche Skilehrerverband und 
derDeutsche Skiverband, sind in die Beratungen einbezogen. 


25. Abgeordneter 

Norbert 

Barthle 

(CDU/CSU) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung, 
dass auf der Grundlage des 1996 in Erank- 
reich erlassenen Dekrets zur EU-Rich t linie 
92/51/EWG eine Beschränkung der Tätigkeit 
von nebenberuflichen Vereinsskilehrkräften 
nicht intendiert ist, in der derzeitigen prakti- 
schen Umsetzung jedoch einer Behinderung 
ehrenamtlicher Tätigkeit gleichkommt, und 
welche Maßnahmen ergreift die Bundesregie- 
rung, um diese aus der praktischen Umset- 
zung des Dekrets resultierenden Wirkungen 
zu verhindern? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Siegmar Mosdorf 
vom 23. November 1999 

Nach der Richtlinie 92/51/EWG können die Mitgliedstaaten für ein- 
zelne Berufe, so auch für Sküehrer, den Nachweis einer bestimmten 
Qualifikation für den Berufszugang oder die Berufsausübung vorse- 
hen. Von diesen Regelungen sind nur diejenigen Personen gemäß 
Artikel 50 Satz 1 EG-Vertrag ausgenommen, auf die das Kriterium 
„Eeistungen gegen Entgelt“ nicht zutrifft. 

Die Bundesregierung hat gegenüber der Europäischen Kommission 
und den Mitgliedstaaten stets die Auffassung vertreten, dass Vereins- 
skilehrer ehrenamtlich und nicht zu Erwerbszwecken tätig werden. 
Sie hat deshalb gegenüber Erankreich unter Bezugnahme auf die eh- 
renamtliche Tätigkeit eine ungehinderte Betätigung der Vereinsskileh- 
rer in französischen Skigebieten gefordert. Die Bundesregierung wird 
auch im Rahmen der gegenwärtigen Beratungen bei der Europä- 
ischen Kommission diesen Standpunkt vertreten. 

Ealls es zu keiner Einigung kommt, müsste eine endgültige Klärung 
dieser Erage letztendlich der Entscheidung des Europäischen Ge- 
richtshofs Vorbehalten bleiben. 
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Arbeit 
und Soziaiordnung 


26. Abgeordneter 

Peter 

Götz 

(CDU/CSU) 


Ist es zutreffend - wie in einzelnen Pressemel- 
dungen behauptet wird dass als Folge 
der 630-Mark-Gesetzesregelung ehrenamtliche 
Mandatsträger in Kommunalvertretungen auf 
die Aufwandsentschädigungen Sozialabgaben 
zahlen müssen? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 

Ulrike Mäscher 

vom 24. November 1999 

Die Sozialversicherungspflicht von kommunalen Ehrenbeamten ist 
durch die Neuregelung der geringfügigen Beschäftigungsverhältnisse 
nicht verändert worden. Deshalb gelten für ehrenamtliche Bürgermeis- 
ter und andere Ehrenbeamte nach wie vor die Grundsätze für die Beur- 
teilung der Sozialversicherungspflicht, wie sie von der Rechtsprechung 
seit Jahren entwickelt worden sind. Allerdings sind seit 1. April 1999 
Haupt- und Nebenbeschäftigungen zusammen zu rechnen. 

Nach der seit 1969 ständigen Rechtsprechung des Bundessozialge- 
richts steht ein ehrenamtlich tätiger Bürgermeister, der im Wesentli- 
chen Repräsentationsaufgaben wahrzunehmen hat, insoweit nicht in 
einem versicherungsrechtlich relevanten Beschäftigungsverhältnis; hat 
er dagegen überwiegend Verwaltungsaufgaben zu erfüllen, dann ist 
grundsätzlich von einem die Versicherungspflicht begründenden Be- 
schäftigungsverhältnis auszugehen. Die Betätigung in kommunalen 
Vertretungskörperschaften ist keine Beschäftigung und sozialrechtlich 
irrelevant. 

Soweit bei einer Beschäftigung Aufwandsentschädigungen an Ehren- 
amtsinhaber nicht nur den mit der ehrenamtlichen Tätigkeit verbun- 
denen erhöhten Aufwand abgelten, sondern einen Verdienstausfall er- 
setzen sollen, sind sie als Arbeitsentgelt im Sinne der Sozialversiche- 
rung anzusehen. Steuerfreie Aufwandsentschädigungen (§ 3 Nr. 12 
Einkommensteuergesetz) gelten dabei sozialversicherungsrechtlich 
nicht als Arbeitsentgelt mit der Folge, dass für sie keine Beiträge zur 
Sozialversicherung zu zahlen sind. Soweit diese Aufwandsentschädi- 
gungen in einem die Steuerfreiheit übersteigenden Anteil steuerpflich- 
tig sind, besteht auch Beitragspflicht. 

Eine Sonderregelung gilt jedoch nach dem Dritten Buch Sozialgesetz- 
buch für „Personen in einer ... Beschäftigung als ehrenamtlicher Bür- 
germeister oder ehrenamtlicher Beigeordneter“; diese sind nach § 27 
Abs. 3 Nr. 4 SGB III versicherungsfrei. Die Regelung berücksichtigt, 
dass das Amt eines ehrenamtlichen Bürgermeisters oder Beigeordne- 
ten von einer politischen Wahl abhängt und die Arbeitslosenversiche- 
rung dieser besonderen Art der Beschäftigung nicht gerecht werden 
kann. Aus diesem Grunde sollen aus diesen politischen Wahlämtern 
keine Ansprüche gegen die Arbeitslosenversicherung hergeleitet wer- 
den können. 
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Soweit Ehrenamtsinhaber ein sozialversicherungspflichtiges Entgelt 
aus ihrer Tätigkeit erhalten und mehr als geringfügig beschäftigt sind, 
entstehen - ausgenommen bei der Arbeitslosenversicherung - Eeis- 
tungsansprüche wie bei jedem anderen Beschäftigten. 


27. Abgeordnete 

Heidemarie 

Lüth 

(PDS) 


Inwieweit trifft die Aussage zu, dass für Bürge- 
rinnen und Bürger in den neuen Bundeslän- 
dern, die mit 60 Jahren entsprechend den ge- 
setzlichen Regelungen in die Rente wegen Ar- 
beitslosigkeit zu gehen beabsichtigen, über ei- 
nen Zeitraum von zehn Jahren unmittelbar 
vor Renteneintritt durchgängig ein versiche- 
rungspflichtiges Arbeitsverhältnis bestanden 
haben muss, und unter welchen grundsätzli- 
chen Voraussetzungen ist ein Renteneintritt 
ohne bzw. mit Abschlägen möglich? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 

Ulrike Mäscher 

vom 22. November 1999 

Die in der Präge angesprochene Aussage trifft so nicht zu. Zunächst 
ist daraufhinzuweisen, dass die Voraussetzungen für einen Rentenan- 
spruch nicht für Bürgerinnen und Bürger in den neuen Bundeslän- 
dern gesondert geregelt sind. Besondere, und zwar günstigere Rege- 
lungen, gab es für Bürgerinnen und Bürger in den neuen Bundeslän- 
dern nur bei einem Rentenbeginn in der Zeit vom Januar 1992 bis De- 
zember 1996. Seither güt das Recht gleichermaßen für alle Versicher- 
ten in Deutschland. 

Richtig wäre die Aussage, wenn auf § 237 des Sechsten Buches Sozial- 
gesetzbuch hingewiesen würde, wonach Versicherte einen Anspruch 
auf Altersrente wegen Arbeitslosigkeit haben, wenn sie 

1. das 60. Eebensjahr vollendet haben, 

2. bei Beginn der Rente arbeitslos sind und nach Vollendung eines 
Eebensalters von 58 Jahren und sechs Monaten insgesamt 52 Wo- 
chen arbeitslos waren oder Anpassungsgeld für entlassene Arbeit- 
nehmer des Bergbaus bezogen haben, 

3. in den letzten zehn Jahren vor Beginn der Rente acht Jahre Pflicht- 
beitragszeiten haben, wobei sich der Zeitraum von zehn Jahren um 
Anrechnungszeiten und Zeiten des Bezugs einer Rente wegen ver- 
minderter Erwerbsfähigkeit, die nicht auch Pflichtbeitragszeiten 
sind, verlängert, und 

4. die Wartezeit von 15 Jahren erfüllt haben. 

Der wohl in erster Pinie angesprochene Punkt „8 Pflichtbeitragsjahre 
innerhalb der letzten 10 Jahre“ wurde bereits vor 18 Jahren einge- 
führt, um diese Altersrente auf diejenigen zu konzentrieren, die in der 
letzten Zeit vor dem 60. Eebensjahr der Rentenversicherung als 
Pflichtversicherte angehörten, und jene auszuschließen, die z. B. als 
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Beamte oder Selbständige bereits längere Zeit nicht mehr zur Solidar- 
gemeinschaft der Pflichtversicherten zählen. 

Auch Langzeitarbeitslose erfüllen diese Voraussetzung, weil es sich 
nicht um einen starren, sondern einen variablen Zehn-Jahreszeitraum 
handelt, in dem acht Pflichtbeitragsjahre vorhanden sein müssen. Der 
Zehn-Jahreszeitraum wird nämlich um rentenrechtlich anerkennens- 
werte Zeiten, z. B. gerade der Arbeitslosigkeit, der Krankheit oder ei- 
nes zwischenzeitlichen Rentenbezugs verlängert, was natürlich nur er- 
forderlich ist, wenn nicht schon ohnehin die erforderlichen Pflichtbei- 
träge z. B. wegen Bezugs von Arbeitslosengeld oder Arbeitslosenhilfe 
vorliegen. Für Arbeitslose, die Leistungen nicht mehr beziehen, ist es 
aber wichtig, dass die Arbeitslosigkeit als Anrechnungszeit zählt, was 
nur bei einer Meldung beim Arbeitsamt in Betracht kommt. Das Ar- 
beitsamt muss dafür auch feststellen, ob eine öffentlich-rechtliche 
Leistung nur wegen des zu berücksichtigenden Einkommens oder 
Vermögens nicht in Betracht kommt. 

Die Frage, unter welchen Voraussetzungen eine frühestens mit 60 
Jahren zu bewilligende Altersrente für einen Arbeitslosen ohne bzw. 
mit Abschlägen möglich ist, kann zutreffend nur im Einzelfall beant- 
wortet werden. Grundsätzlich gilt: 

- Langjährig Versicherte (35 Jahre mit rentenrechtlichen Zeiten) be- 
kommen eine abschlagsfreie Rente, wenn sie bei Verabschiedung 
des Rentenkorrekturgesetzes am 10. Dezember 1998 bereits das 
55. Lebensjahr vollendet hatten und schwerbehindert, berufs- oder 
erwerbsunfähig waren. 

- Frauen bekommen eine abschlagsfreie Rente, wenn sie nach ihrem 
40. Lebensjahr mindestens zehn Jahre und einen Monat pflichtver- 
sichert waren (auch Zeiten des Bezugs von Leistungen der Bundes- 
anstalt für Arbeit zählen dazu) und vor 1940 geboren sind. Bei 
Geburt bis zum 7. Mai 1941 und Arbeitslosigkeit bei Vollendung 
des 55. Lebensjahres kommt ein Abschlag von 0,3 bis 0,6% in Be- 
tracht; dies gilt auch dann, wenn am 7. Mai 1996 Arbeitslosigkeit 
noch nicht Vorgelegen hat, aber bereits eine Kündigung ausgespro- 
chen oder ein Aufhebungsvertrag vereinbart war und das Arbeits- 
verhältnis später endete. 

- Bei den wenige Monate älteren übrigen Arbeitslosen (geboren bis 
14. Februar 1941), die bei Vollendung des 55. Lebensjahres arbeits- 
los waren und die Altersrente wegen Arbeitslosigkeit in Anspruch 
nehmen, kommt ein Abschlag von nur 0,3 % in Betracht; dies gilt 
auch dann, wenn am 14. Februar 1996 Arbeitslosigkeit noch nicht 
Vorgelegen hat, aber bereits eine Kündigung ausgesprochen oder 
ein Aufhebungsvertrag vereinbart war und das Arbeitsverhältnis 
später endete und danach Arbeitslosigkeit vorlag. 

- Für die anderen Arbeitslosen beträgt der Abschlag zwischen 0,3 % 
und 1 8 %, wenn die Altersrente wegen Arbeitslosigkeit bereits mit 
Vollendung des 60. Lebensjahres in Anspruch genommen wird. 
Wer später in Rente geht, erhöht dadurch auch die auszuzahlende 
Rente. 
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In diesem Zusammenhang ist darauf hinzuweisen, dass Arbeitnehmer, 
die das 58. Lebensjahr vollendet haben und Arbeitslosengeld auch be- 
ziehen können, obwohl sie nicht arbeitsbereit zu sein brauchen und 
auch nicht alle Möglichkeiten nutzen müssen, um ihre Beschäftigungs- 
losigkeit zu beenden, nicht vom Arbeitsamt auf den Bezug einer Al- 
tersrente mit Abschlägen verwiesen werden können. 


28. Abgeordnete 

Heidemarie 

Lüth 

(PDS) 


Bestehen Möglichkeiten der Arbeitsaufnahme 
über das Arbeitsamt für Betroffene, denen 
nach einer Scheinselbständigkeit eigentlich 
keine Förderung durch die Bundesversiche- 
rungsanstalt für Angestellte zuteü wird, und 
wenn ja, welche? 


29. Abgeordnete 

Heidemarie 

Lüth 

(PDS) 


Welche Aussagen bzw. Änderungen sind hin- 
sichtlich der Problematik der Arbeitsbeschaf- 
fungsmaßnahmen für derartige Betroffene im 
Dritten Buch des Sozialgesetzbuchs vorhan- 
den bzw. vorgesehen? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Werner Tegtmeier 
vom 18. November 1999 

Die Bundesregierung geht für die Beantwortung davon aus, dass in 
Frage 28 statt Bundesversicherungsanstalt für Angestellte die Bundes- 
anstalt für Arbeit gemeint ist. 

Auch ehemalige Selbständige können sich beim Arbeitsamt arbeitslos 
melden und seine Vermittlungsdienste in Anspruch nehmen, wenn sie 
eine abhängige Beschäftigung suchen. Die Inanspruchnahme der öf- 
fentlichen Arbeitsvermittlung steht jedem offen, unabhängig davon, 
ob er bisher als Arbeitnehmer, Selbständiger oder Mithelfender tätig 
war oder keine Beschäftigung ausübte. Unerheblich ist auch, ob Bei- 
träge zur Bundesanstalt für Arbeit entrichtet worden sind. Wie ande- 
ren gemeldeten Arbeitslosen stehen ehemaligen Selbständigen eine 
Vielzahl von Förderungsmöglichkeiten des Dritten Buches Sozialge- 
setzbuch (SGB III) offen. Ihre Arbeitsaufnahme kann z. B. durch 
Maßnahmen der Unterstützung der Beratung und Vermittlung nach 
§ 45 ff SGB III und durch Mobüitätshilfen nach § 53 ff SGB III ge- 
fördert werden. 

Nach § 263 Abs. 1 SGB III sind Arbeitnehmer im Rahmen von Ar- 
beitsbeschaffungsmaßnahmen förderungsbedürftig, wenn sie 

1 . langzeitarbeitslos sind oder innerhalb der letzten zwölf Monate vor 
der Zuweisung mindestens sechs Monate beim Arbeitsamt gemel- 
det waren und 

2. die Voraussetzungen für Entgeltersatzleistungen bei Arbeitslosig- 
keit, bei beruflicher Weiterbildung oder bei beruflicher Eingliede- 
rung Behinderter erfüllen. 
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Soweit diese Voraussetzungen nicht erfüllt sind, kann das Arbeitsamt 
auch unabhängig vom Vorliegen dieser Voraussetzungen die Förde- 
rungsbedürftigkeit von Arbeitnehmern feststellen, wenn 

1. dadurch fünf Prozent der Zahl aller in dem Haushaltsjahr zugewie- 
senen Teilnehmer in Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen nicht über- 
schritten werden, 

2. die Arbeitnehmer in den letzten sechs Monaten mindestens drei 
Monate beim Arbeitsamt arbeitslos gemeldet waren und ihre Zu- 
weisung wegen der Wahrnehmung von Anleitungs- oder Betreu- 
ungsaufgaben für die Durchführung der Maßnahme notwendig ist, 

3. die Arbeitnehmer bei Beginn der Maßnahme das 25. Lebensjahr 
noch nicht vollendet und keine abgeschlossene Berufsausbildung 
haben und die Maßnahme mit einer berufsvorbereitenden Bil- 
dungsmaßnahme verbunden ist oder 

4. die Arbeitnehmer wegen Art oder Schwere ihrer Behinderung nur 
durch Zuweisung in die Maßnahme beruflich stabilisiert oder qua- 
liflziert werden können. 

Die Arbeitsämter verfügen damit über einen erheblichen Spielraum 
zur Zuweisung auch solcher Arbeitslosen zu Arbeitsbeschaffungsmaß- 
nahmen, die nicht die Regelzuweisungsvoraussetzungen erfüllen. Än- 
derungen sind zzt. nicht vorgesehen. 


30. Abgeordneter 

Gert 

Willner 

(CDU/CSU) 


Unterliegen nach Auffassung der Bundesregie- 
rung ehrenamtlich tätige Amtsvorsteher und 
ehrenamtliche Bürgermeister grundsätzlich 
der Kranken-, Pflege-, Renten- und Arbeitslo- 
senversicherungspflicht mit der Folge, dass 
dann auch andere ehrenamtliche Tätigkeiten 
für Kommunen als geringfügig entlohnte Be- 
schäftigung anzusehen sind und damit im Zu- 
ge des sog. 630-Mark-Gesetzes auch für Sit- 
zungsgelder Sozialabgaben fällig werden? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 

Ulrike Mäscher 

vom 15. November 1999 

Nach der Rechtsprechung des Bundessozialgerichts hängt die Versi- 
cherungspflicht ehrenamtlich tätiger Bürgermeister von ihren konkre- 
ten Aufgaben ab. Wer im Wesentlichen Repräsentationsaufgaben 
wahrnimmt, steht insoweit nicht in einem versicherungsrechtlich rele- 
vanten Beschäftigungsverhältnis. Wer dagegen überwiegend Verwal- 
tungsaufgaben erfüllt, übt grundsätzlich ein die Versicherungspflicht 
begründendes Beschäftigungsverhältnis aus; in diesen Fällen sind die 
Einnahmen aus dem Beschäftigungsverhältnis grundsätzlich Arbeits- 
entgelt. Überschreitet das Arbeitsentgelt 630 DM im Monat, ist der 
Gesamtsozialversicherungsbeitrag zu entrichten, andernfalls hat der 
Arbeitgeber grundsätzlich die Pauschalbeiträge für geringfügige Be- 
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schäftigungsverhältnisse zu tragen (12% an die Rentenversicherung 
und 1 0 % an die gesetzliche Krankenversicherung). 

Das gilt jedoch nicht für Aufwandsentschädigungen, die nach dem 
Einkommensteuergesetz steuerfrei sind (§ 14 Abs. 1 Satz 2 SGBIV). 
Diese Steuer- und Sozialversicherungsfreiheit tritt jedoch nicht ein, so- 
weit die Entschädigung einen Verdienstausfall oder Zeitverlust aus- 
gleichen soll. 

Diese für ehrenamtlich tätige Bürgermeister aufgezeigten Grundsätze 
gelten auch für andere ehrenamtliche Tätigkeiten für Kommunen. 


31. Abgeordneter 

Gert 

Willner 

(CDU/CSU) 


Welche Eeistungen stehen ehrenamtlich täti- 
gen Amtsvorstehern und Bürgermeistern zu, 
wenn für diese bejaht werden sollte, dass sie 
der Kranken-, Pflege-, Renten- und Arbeitslo- 
senversicherung unterliegen, und erhalten sie 
z. B. eine Arbeitslosenunterstützung im Ealle 
einer Nicht-Wiederwahl? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 

Ulrike Mäscher 

vom 15. November 1999 

Ehrenamtsinhaber, die ein sozialversicherungspflichtiges Entgelt 
(d. h. ein Entgelt über 630 DM monatlich) erhalten, haben - ausge- 
nommen bei der Arbeitslosenversicherung - Eeistungsansprüche wie 
die übrigen sozialversicherungspflichtigen Beschäftigten. Eine Son- 
derregelung gilt nach dem Dritten Buch Sozialgesetzbuch für „Perso- 
nen in einer ... Beschäftigung als ehrenamtlicher Bürgermeister oder 
ehrenamtlicher Beigeordneter“; diese sind nach § 27 Abs. 3 Nr. 4 
SGB III versicherungsfrei. Die Regelung berücksichtigt, dass das 
Amt eines ehrenamtlichen Bürgermeisters oder Beigeordneten von ei- 
ner politischen Wahl abhängt und die Arbeitslosenversicherung dieser 
besonderen Art der Beschäftigung nicht gerecht werden kann. Aus 
diesem Grunde sollen aus diesen politischen Wahlämtern keine An- 
sprüche gegen die Arbeitslosenversicherung hergeleitet werden kön- 
nen. 

Bei einem Entgelt bis 630 DM monatlich entstehen aufgrund der seit 
April 1999 geltenden Neuregelungen zur geringfügigen Beschäftigung 
eingeschränkte Eeistungsansprüche in der gesetzlichen Rentenversi- 
cherung. 
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Verteidigung 


32. Abgeordneter 

Volker 

Kröning 

(SPD) 


Wie beurteilt die Bundesregierung den Um- 
stand, dass es in der amtlichen Information 
der Bundesrepublik Deutschland an die Ver- 
tragsstaaten des Wiener Dokuments 1994 zur 
Verteidigungsplanung (Stand 1999) zwar 
heißt, dass der „für den Vorlagetermin maß- 
gebliche Genehmigungsprozess des Militär- 
haushaltes ... am 23. Juni 1999 ... abgeschlos- 
sen und Vorlagetermin ... somit der 22. Sep- 
tember 1999“ sei (Vorbemerkung, S. 1), die 
Personalstärke der Bundeswehr aber „nach 
dem derzeitigen Stand“ mit 335 000 Soldaten 
und 3 000 Wehrübungsplätzen angegeben und 
erklärt wird, im Rahmen der Planung werde 
„Vorsorge getroffen, dass zum einen der Frie- 
densumfang bei Bedarf wieder auf 370 000 
Soldaten anwachsen“ könne und zum anderen 
ein „Verteidigungsumfang ... in der Größen- 
ordnung von ca. 680 000 Mann“ vorgesehen 
sei (Aktuelle Personalpolitik, S. 9) - während 
dem Verteidigungs- und dem Haushaltsaus- 
schuss des Deutschen Bundestages in diesem 
Jahr „Erläuterungen und Vergleiche“ (Stand: 
9. September 1999) zum Einzelplan 14 vorge- 
legt worden sind, die für das Jahr 2000 eine 
Personalstärke der Bundeswehr von 321000 
Soldaten und 1 500 Wehrübungsplätze vorse- 
hen? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 

Brigitte Schulte 

vom 22. November 1999 

Zweck der Personalangaben im Rahmen des Informationsaustausches 
über Verteidigungsplanung ist die Information der OSZE-Teünehmer- 
staaten über den konzeptionell vorgesehenen maximalen personellen 
Friedensumfang (= Soll-Stärke) der deutschen Streitkräfte. Grundla- 
gen dafür sind der „Zwei-Plus-Vier-Vertrag“ sowie die bisher unverän- 
dert gültige „Konzeptionelle Leitlinie“ der Bundeswehr aus dem Jah- 
re 1994. Damit wird den OSZE-Teilnehmerstaaten eine verlässliche/ 
nachvollziehbare Bewertung der Stärke der deutschen Streitkräfte er- 
möglicht, was der Transparenz sowie Vertrauens- und Sicherheitsbil- 
dung dient. 

Die Personalangaben im Informationsaustausch berücksichtigen dem- 
gegenüber nicht die durch die aktuelle Haushaltspolitik notwendigen 
Anpassungen im Personalbereich, auf die sich Ihre Anfrage bezieht. 
Die Haushaltsansätze für 2000 (Stand 9. September 1999), die Sie an- 
sprechen, sind derzeitige Beratungsgrundlage. Sie können nicht für 
den Informationsaustausch verwendet werden, weil die dort veran- 
schlagte Personalstärke noch keine gesetzliche (HH-Gesetz) Grund- 
lage hat. 
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33. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die weitere 

Volker Tatsache, dass in der Information die Haus- 

Kröning haltsansätze und Militärausgaben für die Jahre 

(SPD) 2000, 2001, 2002 und 2003 (Anlagen 11 bis 

14) in Größenordnungen angegeben wurden, 
die nicht dem am 23. Juni 1999 von der Bun- 
desregierung beschlossenen Entwurf des 
Haushalts 2000 und dem vom Kabinett gleich- 
zeitig beschlossenen Finanzplan 2003 entspre- 
chen, sondern dem Haushaltsentwurf und dem 
Finanzplan, der abgewählten Bundesregierung 
(vgl. Erläuterungen, S. 29)? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 

Brigitte Schulte 

vom 22. November 1999 

Die scheinbar widersprüchlichen Angaben zum Umfang der Verteidi- 
gungsausgaben für die Jahre 2000 bis 2003 ergeben sich daraus, dass 
entsprechend der bisherigen Praxis die Daten mit Stand Jahresbeginn, 
im konkreten Fall 5. September 1999, in Ansatz gebracht wurden. 
Diese Zahlen basieren auf dem 32. Finanzplan, den die neue Bundes- 
regierung gemeinsam mit dem überarbeiteten Haushaltsentwurf 1999 
zu Beginn des Jahres in die parlamentarische Beratung eingebracht 
hat. 

Ein entsprechender Hinweis wurde in den Informationsaustausch auf- 
genommen. 

Für den Zweck des Informationsaustausches gemäß Wiener Doku- 
ment, ein Höchstmaß an Transparenz für die OSZF-T eilnehmerstaa- 
ten - u. a. durch über die Jahre hinweg nachvollziehbare Angaben - 
zu erreichen, ist die Verwendung der Daten vom 5. Februar 1999, 
wegen der Vergleichbarkeit mit den Bezugsangaben der vorangegan- 
genen Informationsaustausche (bisherige Praxis) sinnvoll. 

Im Folgejahr wird im Rahmen des Informationstausches ein Soll-Ist- 
Vergleich zwischen den diesjährigen Planungszahlen und den tatsäch- 
lichen Ausgaben dargelegt, um hierdurch für die OSZE-Teilnehmer- 
staaten zusätzlich ein Höchstmaß an Transparenz über die deutschen 
Militärausgaben sicherzustellen. 

Es erscheint allerdings zweckmäßig, künftig die jeweils zuletzt verab- 
schiedeten Haushaltszahlen zu verwenden. 

Der durch die Bundesrepublik Deutschland vorgelegte jährliche In- 
formationsaustausch über Verteidigungsplanung ist über die Jahre 
hinweg als vorbildlich und beispielgebend in der OSZE bewertet wor- 
den. Die Angaben der Bundesrepublik Deutschland über Verteidi- 
gungspolitik und Doktrin sowie Streitkräfteplanung übertreffen in der 
Detaillierung die Angaben aller anderen OSZE-Teilnehmerstaaten. 
Die Bundesregierung wird auch künftig diesen hohen Standard im 
Sinne von Transparenz und Vertrauensbildung sicherstellen. 
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Gesundheit 


34. Abgeordnete 

Marion 

Caspers-Merk 

(SPD) 


Was hat die Bundesregierung zur ausreichen- 
den Information der Ärzte über Silikonbrust- 
implantate und deren Risiken sowie zur Infor- 
mation der Frauen getan? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 

Christa Nickels 

vom 24. November 1999 

Die Bundesregierung hatte veranlasst, dass von der Europäischen 
Kommission eine Sachverständigengruppe eingesetzt wurde, um zur 
weiteren Erhöhung der Sicherheit von Brustimplantaten, einschließ- 
lich Silikonbrustimplantaten, Leitlinien zur Konformitätsbewertung 
von Brustimplantaten nach der EG-Richtlinie über Medizinprodukte 
(93/42/EWG), die mit dem Medizinproduktegesetz in deutsches 
Recht übergeführt wurde, sowie zur Arzt- und Patienteninformation 
zu erarbeiten. In dieser Sachverständigengruppe waren neben der 
EU-Kommission auch Vertreter von betroffenen Kreisen, so insbe- 
sondere der von Behörden speziell für Brustimplantate zugelassenen 
Prüfstellen (Benannte Stellen), den zuständigen Stellen der EU-Mit- 
gliedstaaten (von Deutschland das Bundesinstitut für Arzneimittel 
und Medizinprodukte), Patientinnen und Wissenschaftler vertreten. 
Diese Experten haben das weltweit zur Verfügung stehende Erkennt- 
nismaterial in ihre Arbeit einbezogen. Diese europäischen Leitlinien 
(MEDDEV 2.5/6-rev. 1) enthalten konkrete Anforderungen an die 
Produkte, an die Risikoanalyse, an Tierversuche und klinische Bewer- 
tung (einschließlich klinische Prüfung), an die Marktbeobachtung 
nach dem Inverkehrbringen dieser Produkte, zu Fragen der Indika- 
tion und Implantation. Ebenso wurden Informationen für Ärzte und 
Patientinnen sowie Fragebögen entwickelt, die von der Patientin vor 
der Operation auszufüllen sind. Diese Leitlinien sind an die Herstel- 
ler, Prüfstellen, behördliche Überwachung, an Ärzte und Patienten 
gerichtet. Diesem europäischen Dokument haben die Vertreter der 
für das Medizinproduktewesen zuständigen Ministerien der EU-Mit- 
gliedstaaten, der Benannten Stellen und der für Medizinprodukte zu- 
ständigen europäischen Herstellerverbände zugestimmt. 

Diese Leitlinien wurden vom Bundesministerium für Gesundheit mit 
Schreiben vom 4. November 1998 den deutschen Herstellerverbän- 
den, der Bundesärztekammer, den betroffenen medizinischen Fachge- 
sellschaften, dem Verband der Silikon-geschädigten Frauen, den 
Krankenkassen, den Überwachungsbehörden und Prüfstellen über- 
sandt. Somit müssen auch die Ärzte Kenntnis von den Leitlinien mit 
Anforderungen an die individuelle Risikobewertung der Implantation 
bei der jeweiligen Patientin kennen, das Informationsmaterial für den 
Arzt und die Patientin besitzen sowie über die sonstigen Risiken, die 
mit Brustimplantaten verbunden sein können, informiert sein. Nach 
den dem Bundesinstitut für Arzneimittel und Medizinprodukte vorlie- 
genden Informationen haben die Hersteller von Brustimplantaten die 
Gebrauchs- und Produktinformationen an die europäischen Leitlinien 
angepasst. 
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35. Abgeordnete 

Marion 

Caspers-Merk 

(SPD) 


Welche Verpflichtungen haben Ärzte im Hin- 
blick auf die Information der Frauen über das 
Silikonbrustimplantat, die möglichen Risiken 
durch das Implantat, die Implantation und 
über die erfolgte Implantation? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 

Christa Nickels 

vom 24. November 1999 

Der Arzt hat die Patientinnen über Art und Umfang der beabsichtig- 
ten Maßnahme und der damit verbundenen gesundheitlichen Risiken 
aufzuklären und die Einwilligung des Patienten dazu einzuholen so- 
wie diese Aufklärung und die einzelnen Behandlungsmaßnahmen zu 
dokumentieren. Die europäischen Leitlinien geben ihm dazu Informa- 
tionen nach dem gegenwärtigen Stand der wissenschaftlichen Er- 
kenntnisse. Eine wirksame Einwilligung setzt eine so umfassende Auf- 
klärung der Patientin voraus, dass sie aufgrund ihrer persönlichen Fä- 
higkeiten in der Lage ist, Art, Umfang und Tragweite der Maßnahme 
und der damit verbundenen gesundheitlichen Risiken zu ermessen 
und sich entsprechend zu entscheiden. Der Arzt hat in gleicher Weise 
auch über alle ernsthaft in Betracht kommenden Behandlungsalterna- 
tiven unter Darlegung der damit jeweils verbundenen Risiken aufzu- 
klären. Diese Pflicht umfasst neben der Eingriffsaufklärung auch die 
zur Gefahrenabwehr für den Gesundheitszustand der Patientin gebo- 
tene therapeutische Aufklärung. Danach hat der Arzt die Patientin 
unter anderem über mögliche Folgen und Nebenwirkungen einer Be- 
handlung zu unterrichten und zu deren rechtzeitiger Mitteüung aufzu- 
fordern. Die Information der Patientin über Risiken und Chancen der 
vorgesehenen Behandlung und über die Behandlungsalternativen darf 
sich nicht auf eine abstrakte Risikobeschreibung beschränken, son- 
dern muss die konkreten Risikolagen im Zusammenhang mit der Be- 
handlung, z. B. auch Auswirkungen auf das persönliche Umfeld wie 
die Familie u. Ä., benennen. 


36. Abgeordnete 

Marion 

Caspers-Merk 

(SPD) 


Welche Anforderungen stellt das Medizinpro- 
duktegesetz an die Ärzte im Hinblick auf die 
Implantation von Silikonbrustimplantaten? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 

Christa Nickels 

vom 24. November 1999 

Nach dem Medizinproduktegesetz (MPG) ist es verboten, Medizin- 
produkte u. a. anzuwenden, wenn der begründete Verdacht besteht, 
dass sie die Sicherheit und die Gesundheit der Patientin über ein nach 
den Erkenntnissen der medizinischen Wissenschaft vertretbares Maß 
hinaus gefährden können (§ 4 Abs. 1 MPG, Strafe bis zu drei Jahren 
oder Geldstrafe - § 43 Abs. 1 Nr. 1 MPG). Dies bedeutet, dass der 
Arzt in jedem einzelnen Fall eine solche Prüfung durchführen muss. 
Nach der Medizinprodukte-Betreiberverordnung (MPBetrV) dürfen 



Drucksache 14/2212 


-28- 


Deutscher Bundestag - 14. Wahlperiode 


Medizinprodukte, also auch die in Rede stehenden Silikonbrustim- 
plantate, nur von Personen angewendet werden, die dafür die erfor- 
derliche Ausbildung oder Kenntnis und Erfahrung besitzen. Der Arzt 
muss also auch die für die Implantation von Brustimplantaten und für 
die sachgerechte Information der Patientin ausreichende Erkenntnis 
und Erfahrung besitzen. Dies bedeutet auch, dass nicht jeder Arzt 
eine solche Maßnahme durchführen darf (z. B. nicht ohne die notwen- 
dige chirurgische Ausbildung und Produktkenntnis). Der Anwender 
(hier: Arzt), hat sich vor der Implantation von dem ordnungsgemäßen 
Zustand des Brustimplantates zu überzeugen und die Gebrauchsan- 
weisung sowie die sonstigen beigefügten sicherheitsbezogenen Infor- 
mationen zu beachten (§ 2 MPBetrV). Sollte der Arzt ein resterilisier- 
tes Brustimplantat erneut implantieren wollen, muss er auch die Rege- 
lungen des § 4 der MPBetrV beachten, die neben Anforderungen an 
die Wiederaufbereitung des Implantates vorschreiben, dass nach den 
Instandhaltungsmaßnahmen (hier: Resterilisation) die für die Sicher- 
heit und Punktionstüchtigkeit wesentlichen konstruktiven und funk- 
tioneilen Merkmale geprüft werden müssen, soweit sie durch die In- 
standhaltungsmaßnahmen beeinflusst werden können. Außerdem 
muss er dabei auch die bereits oben erwähnten Verbote nach § 4 
MPG im Hinblick auf Sicherheit und Irreführung beachten. Diese 
Vorschriften sind in einem engen Zusammenhang mit der Antwort zu 
Präge 34 erwähnten Eeitlinie der EU-Kommission zu Brustimplan- 
taten zu sehen. In der Regel dürften diese Anforderungen die Re- 
implantation eines resterilisierten Implantates ausschließen. 

Der Arzt ist verpflichtet, Vorkommnisse mit Medizinprodukten dem 
Bundesinstitut für Arzneimittel und Medizinprodukte zu melden (§ 3 
MPBetrV). Das Bundesinstitut für Arzneimittel und Medizinprodukte 
hat diese Meldungen zentral zu erfassen, auszuwerten, zu bewerten 
und die Ergebnisse den zuständigen Behörden, die in Deutschland die 
Eandesbehörden und in anderen Staaten für Meldungen aus Deutsch- 
land die für das Medizinproduktewesen zuständigen Ministerien sind, 
für weitere Maßn a hmen zuzuleiten (§§ 29, 26, 28 MPG). Diese Vor- 
schrift geht auf EU-Recht zurück. 


37. Abgeordnete 

Marion 

Caspers-Merk 

(SPD) 


Hat die Bundesregierung Informationen, ob es 
in anderen europäischen Eändern ein Verbot 
für kosmetische Silikonbrustimplantate und 
Silikonunterspritzungen gibt? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 

Christa Nickels 

vom 24. November 1999 

Dem Bundesinstitut für Arzneimittel und Medizinprodukte liegen 
keine Informationen vor, dass in anderen europäischen Eändern ein 
Verbot für kosmetische Silikonbrustimplantate existiert. Ebenfalls ist 
dem Bundesinstitut für Arzneimittel und Medizinprodukte nicht be- 
kannt, dass ein silikonhaltiges Medizinprodukt mit der vom Hersteller 
angegebenen Zweckbestimmung zur Unterspritzung nach den Vor- 
schriften der EG-Richtlinie über Medizinprodukte (93/42/EWG) be- 
ziehungsweise nach dem Medizinproduktegesetz mit einer CE-Kenn- 
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Zeichnung versehen in den Verkehr gebracht wird. Die Anbringung 
der CE-Kennzeichnung nach oben genannter EG-Richtlinie ist die 
Voraussetzung zum Inverkehrbringen von Medizinprodukten, soweit 
sie nicht als Sonderanfertigung für eine namentlich genannte Person 
hergestellt werden. Somit besteht keine Veranlassung, silikonhaltige 
Medizinprodukte zur Unterspritzung zu verbieten. In der Antwort 
auf die Erage 14 der Kleinen Anfrage der Eraktion der SPD zu Pro- 
blemen der medizinischen Verwendung von Silikon (Drucksache 13/ 
10148) hat die Bundesregierung ausgeführt, dass nach Auffassung des 
Bundesinstituts für Arzneimittel und Medizinprodukte die Injektion 
von flüssigem Süikon zur Unterspritzung von Palten - z. B. im Ge- 
sicht - als ärztlicher Kunstfehler gilt (Drucksache 13/10407). 


38. Abgeordnete 

Heidemarie 

Lüth 

(PDS) 


Unter welchen Voraussetzungen ist eine Er- 
satzkasse berechtigt, Bezieherinnen und Be- 
ziehern von Altersrente, die neben der Rente 
ein Arbeitsverhältnis auf 630-DM-Basis haben 
und selbst keine zusätzlichen Beiträge in die 
gesetzliche Krankenversicherung zahlen und 
für die vom Arbeitgeber 10% des Arbeitsent- 
geltes an die entsprechende Krankenversiche- 
rung abgeführt werden, zusätzlich Beitragsver- 
pflichtungen aufzuerlegen, so dass zum Bei- 
spiel ein Betroffener von 630 DM Einkom- 
men monatlich einschließlich der Beiträge zur 
Pflegeversicherung zusätzlich 451,86 DM an 
eine Ersatzkasse abführt? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 

Christa Nickels 

vom 19. November 1999 

Ihre Präge betrifft die beitragsrechtliche Behandlung der freiwillig in 
der gesetzlichen Krankenversicherung versicherten Rentnerinnen und 
Rentner, soweit diese neben dem Bezug der Altersrente noch über ein 
aus einer geringfügig entlohnten und nicht zur Sozialversicherungs- 
pflicht führenden Beschäftigung erzieltes Arbeitsentgelt (monatlich 
bis zu 630 DM) verfügen. 

Nach § 240 Abs. 1 Pünftes Buch Sozialgesetzbuch (SGB V) ist die 
Beitragsbemessung freiwilliger Mitglieder in der gesetzlichen Kran- 
kenversicherung durch die Satzung der jeweiligen Krankenkasse zu 
regeln. Dabei ist sicherzustellen, dass bei der Beitragsbemessung die 
gesamte wirtschaftliche Eeistungsfähigkeit des freiwilligen Mitglieds 
berücksichtigt wird. 

Zu den Einnahmen, die die wirtschaftliche Eeistungsfähigkeit bestim- 
men und die bis zur Beitragsbemessungsgrenze von derzeit 6 375 DM 
monatlich (5 400 DM in den neuen Eändern) heranzuziehen sind, ge- 
hören das Arbeitsentgelt, das Arbeitseinkommen, der Zahlbetrag der 
Rente der gesetzlichen Rentenversicherung, der Zahlbetrag der der 
Rente vergleichbaren Einnahmen (Versorgungsbezüge) und alle sons- 
tigen Einnahmen und Geldmittel, die das Mitglied zum Eebensunter- 
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halt verbraucht oder verbrauchen könnte, ohne Rücksicht auf ihre 
steuerliche Behandlung, also auch das aus einer geringfügig entlohn- 
ten und nicht zur Versicherungspflicht führenden Beschäftigung er- 
zielte Arbeitsentgelt (monatlich bis zu 630 DM). An dieser schon bis- 
her geltenden beitragsrechtlichen Behandlung der freiwillig versicher- 
ten Mitglieder ist auch durch das Gesetz zur Neuregelung der gering- 
fügigen Beschäftigungsverhältnisse keine Änderung eingetreten. 

Der Arbeitgeber hat daneben gemäß § 249b SGB V für gesetzlich 
Versicherte, die in der geringfügig entlohnten Beschäftigung versiche- 
rungsfrei sind, aus arbeitsmarktpolitischen Gründen einen pauschalen 
Krankenversicherungsbeitrag von 10 Prozent des Arbeitsentgeltes 
aus dieser Beschäftigung zu tragen. Die für die Beitragseinstufung re- 
levante gesamte wirtschaftliche Leistungsfähigkeit des Mitgliedes wird 
hierdurch jedoch nicht beeinträchtigt, so dass der Pauschalbeitrag bei 
der Höhe der vom freiwillig Versicherten zu zahlenden Beiträge nicht 
berücksichtigt werden kann. 

Die Höhe des von dem freiwillig Versicherten zu zahlenden Beitrags 
wird aus allen beitragspflichtigen Einnahmen berechnet. Es trifft da- 
her nicht zu, dass sich der von Ihnen genannte Beitrag nur wegen der 
geringfügigen Beschäftigung „zusätzlich“ errechne. 


39. Abgeordneter 

Detlef 

Parr 

(E.D.P.) 


Wie viel von den für das Investitionspro- 
gramm für Pflegeeinrichtungen in den neuen 
Bundesländern eingestellten Eördermitteln, 
die nach der von der Bundesregierung be- 
schlossenen Streckung bis einschließlich 
2004 wegen zu langsamen Mittelabrufs 
400 Mio. DM für 1996 und jährlich 
800 Mio. DM für die Jahre 1997 bis 2001 be- 
tragen, wurden vergeben und in welcher Höhe 
wurden die Mittel nicht abgerufen (bitte ge- 
trennt nach den neuen Bundesländern ange- 
ben)? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 

Christa Nickels 

vom 19. November 1999 

Nach Artikel 52 PflegeVG erhalten die neuen Bundesländer ein- 
schließlich des Ostteils von Berlin zum Auf- und Ausbau der Pflege- 
infrastruktur in den Jahren 1995 bis 2002 aus dem Bundeshaushalt Ei- 
nanzhilfen von jährlich 800 Mio. DM (insgesamt 6,4 Mrd. DM). 
Hiervon wird aufgrund der von der Bundesregierung beschlossenen 
Streckung in den Jahren 2000 bis 2002 ein Betrag in Höhe von insge- 
samt 407,4 Mio. DM zeitlich verlagert, der dann bedarfsgerecht ab 
dem Jahre 2004 wieder zur Verfügung gestellt wird. 
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Nach derzeitigem Stand (31. Oktober 1999) sind folgende Bundesmit- 
tel gebunden: 


Bundesland 

Betrag in Mio. DM 

Berlin (Ost) 

518,5 

Brandenburg 

620,1 

Mecklenburg-Vorpommern 

728,8 

Sachsen 

1 630,4 

Sachsen-Anhalt 

791,9 

Thüringen 

898,2 

Gesamt 

5 187,9 


Der Mittelabfluss für die Jahre 1995 bis 1998 stellt sich wie folgt dar: 


Bundesland 

zustehen- 
de Jahres- 
tranche 

Abfluss 

1995 

Abfluss 

1996 

Abfluss 

1997 

Abfluss 

1998 

Abfluss 

insgesamt 

verfügbare 

Mittel 

31.12.1998 


in Mio. 
DM 

in Mio. 
DM 

in Mio. 
DM 

in Mio. 
DM 

in Mio. 
DM 

in Mio. 
DM 

in Mio. 
DM 

Berlin (Ost) 

66 

11,2 

38,4 

27,5 

39,8 

116,9 

147,1 

Brandenburg 

129,6 

0 

259,2 

117,1 

58,3 

434,6 

83,8 

Mecklenburg- 

Vorpommern 

95,2 

58,6 

71,4 

87,2 

87,6 

304,8 

76,0 

Sachsen 

236,7 

0 

275 

130 

215 

620 

326,8 

Sachsen-Anhalt 

142,7 

27,8 

87,7 

163 

144,3 

422,8 

148,0 

Thüringen 

129,8 

51,9 

57,6 

77,8 

156,4 

343,7 

175,5 

Gesamt 

800 

149,7 

789,4 

602,7 

701,4 

2 242,8 

957,2 


Somit waren zum 31. Dezember 1998 aus den Jahren 1995 bis 1998 
noch rd. 950 Mio. DM verfügbar. 


40. Abgeordneter 

Detlef 

Parr 

(F.D.P.) 


Werden die Bundesmittel zum Aufbau einer 
pflegerischen Infrastruktur in den neuen Bun- 
desländern nicht benötigt, und falls dies zu- 
trifft, warum wird das Programm dann fortge- 
setzt? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 

Christa Nickels 

vom 19. November 1999 

Der Bundesregierung liegen keine Informationen darüber vor, dass 
die Bundesmittel von den neuen Bundesländern nicht benötigt wer- 
den. 


41. Abgeordneter 

Detlef 

Parr 

(F.D.P.) 


Falls dies nicht zutrifft, welche Ursachen hat 
der zögerliche Mittelabfluss und was unter- 
nimmt die Bundesregierung, um dem Problem 
abzuhelfen? 
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 

Christa Nickels 

vom 19. November 1999 

Die neuen Bundesländer führen den eher zögerlichen Mittelabfluss 
auf die zu Beginn eines jeden Investitionsprogramms längeren Pla- 
nungsphasen sowie landesinterne verwaltungsmäßige Anlaufschwie- 
rigkeiten zurück. Als weitere Gründe wurden genannt: 

- Umstrukturierung landesinterner Förderprogramme zu einem ein- 
heitlichen Förderprogramm nach Artikel 52 PflegeVG. 

- Schwierigkeiten bei der Bereitstellung der 20 % Komplementärmit- 
tel von Ländern und Kommunen. 

- Probleme bei der inhaltlichen Neufestsetzung von Standards auf- 
grund erstmals vorliegender empirischer Daten. Dies führte zu Um- 
planungen und hier insbesondere zu Reduzierungen der Größen- 
ordnung je Projekt. 

- Schwierigkeiten bei der Durchführung der baufachlichen Prüfun- 
gen durch die Oberfinanzdirektionen. Die notwendigen Prüfungen 
für ansonsten fertige und bewilligungsreife Projekte dauern bis zu 
einem Jahr. 

- Probleme bei der Bauausführung, weil beteiligte Firmen in Kon- 
kurs gehen und Baustopps ausgesprochen werden müssen. 

Diese Schwierigkeiten sind zwischenzeitlich weitgehend überwunden; 
so ist für 1999 laut Länderangaben mit einem vollständigen Abfluss 
der Jahrestranche in Höhe von 800 Mio. DM zu rechnen. 


42. Abgeordneter 

Dr. Dieter 

Thomae 

(F.D.P.) 


Plant die Bundesregierung, an der Positivliste 
für Arzneimittel festzuhalten, obwohl eine Un- 
tersuchung von BASYS ergeben hat, dass hier- 
durch eine deutliche Verschiebung aus dem 
ambulanten in den stationären Sektor zu er- 
warten ist, die zu Mehrausgaben führen wird? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 

Christa Nickels 

vom 19. November 1999 

Die Bundesregierung hält an der Positivliste für Arzneimittel fest. 
Eine Verschiebung aus dem ambulanten in den stationären Sektor ist 
nicht zu erwarten und wird auch in der Untersuchung von BASYS 
ohne nähere Begründung rein spekulativ dargestellt. 


43. Abgeordneter 

Dr. Dieter 

Thomae 

(F.D.P.) 


Sollen Ärzte, die Arzneimittel verordnen, die 
auf der Positivliste stehen und die sich an die 
ergänzenden Arzneimittelrichtlinien halten, 
von jeglichen Regressen freigestellt werden? 
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 

Christa Nickels 

vom 19. November 1999 

Die Entscheidung über die Festsetzung von Regressen in Bezug auf 
Unwirtschaftlichkeit bei verordneten Arzneimitteln obliegt dem Prü- 
fungsausschuss im Rahmen von Wirtschaftlichkeitsprüfungen. Gegen- 
stand der Wirtschaftlichkeitsprüfungen ist neben der Überprüfung 
der Beachtung der Positivliste sowie der Arzneimittelrichtlinien u. a. 
auch die Überprüfung der medizinischen Notwendigkeit der Leistung 
(Indikation), der Eignung der Leistungen zur Erreichung des thera- 
peutischen oder diagnostischen Ziels (Effektivität) sowie der Ange- 
messenheit der durch die Leistungen verursachten Kosten (Preis des 
Arzneimittels) im Hinblick auf das Behandlungsziel. Aus diesem 
Grund kann eine Beachtung der Positivliste sowie der Arzneimittel- 
richtlinien nicht zu einer generellen Freistellung von Regressen füh- 
ren. 


44. Abgeordneter 

Dr. Dieter 

Thomae 

(F.D.P.) 


Ist geplant, Arzneimittel zur Behandlung 
schwerster Erkrankungen, wie z. B. Aids, Hä- 
mophilie, Multiple Sklerose aus dem Arznei- 
mittelbudget auszunehmen, und wenn nein, 
warum nicht? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 

Christa Nickels 

vom 19. November 1999 

Die der Festsetzung von Arznei- und Heilmittelbudgets zugrundelie- 
gende Verantwortung der Ärzte und ihrer Selbstverwaltungskörper- 
schaften, der Kassenärztlichen Vereinigungen, für die Gewährleistung 
einer wirtschaftlichen Versorgung mit Arznei- und Heilmitteln bezieht 
sich auf die Gesamtheit der verordneten Arznei- und Heilmittel. Wirt- 
schaftlichkeitsaspekte, z. B. die medizinische Notwendigkeit der Ver- 
ordnung oder die Preiswürdigkeit eines Mittels, sind grundsätzlich zu 
beachten. Es gibt deshalb weder eine Rechtfertigung für die Heraus- 
nahme bestimmter Arzneimittel oder Arzneimittelgruppen aus den 
Budgets noch könnten dafür praktikable Kriterien definiert werden. 

Außerdem hätten solche Ausnahmen eine Präjudizwirkung für andere 
im Rahmen der Arznei- und Heilmittelbudgets finanzierte Mittel und 
könnten somit zu einer fortschreitenden Schwächung der Steuerungs- 
wirkung der Budgets führen. 

Da die Budgets nicht für den einzelnen Arzt, sondern jeweils für alle 
einer Kassenärztlichen Vereinigung angehörenden Ärzte insgesamt 
gelten, besteht keine Grundlage für die Befürchtung, dass die Budgets 
die Ärzte veranlassen könnten, bestimmte besonders teure Arzneimit- 
tel nicht zu verordnen. 

Auch die Wirtschaftlichkeitsprüfungen der Verordnungsweise der ein- 
zelnen Ärzte, die von paritätisch mit Vertretern der Ärzte und der 
Krankenkassen besetzten Prüfungsausschüssen durchgeführt werden, 
können derartige Befürchtungen nicht rechtfertigen. Bei diesen Prü- 
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fungen sind die jeweils vorliegenden Praxisbesonderheiten zu berück- 
sichtigen, insbesondere ein überdurchschnittlicher Anteil von Patien- 
ten, die einen besonders hohen Bedarf an Arznei- oder Heilmitteln 
haben oder besonders teure Arzneimittel benötigen. 


45. Abgeordnete Wie sieht die Entwicklung in der Kostenerstat- 

Annette tungssituation in Bezug auf Behandlungsko- 

Widmann-Mauz sten für die Intracytoplasmatische Spermien- 
(CDU/CSU) injektion (ICSI-Methode) aus, nachdem die 

Spitzenverbände der gesetzlichen Krankenkas- 
sen sowie der kassenärztlichen Bundesvereini- 
gung entschieden haben, diese Kosten seit die- 
sem Jahr nicht mehr zu erstatten? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 

Christa Nickels 

vom 19. November 1999 

Gemäß § 27a Abs. 4 des Fünften Buches des Sozialgesetzbuchs 
(SGB V) werden die Voraussetzungen, Art und Umfang der medizini- 
schen Maßnahmen zur Herbeiführung einer Schwangerschaft durch 
den Bundesausschuss der Arzte und Krankenkassen, einer durch Ge- 
setz geschaffenen gemeinsamen Einrichtung der Selbstverwaltung der 
Ärzte und Krankenkassen auf Bundesebene, in Richtlinien nach § 92 
SGB V bestimmt. Die derzeit geltenden Richtlinien des Bundesaus- 
schusses über ärztliche Maßnahmen zur künstlichen Befruchtung - in 
Kraft seit 1. Januar 1998 (Bundesanzeiger Nr. 243 vom 31. Dezem- 
ber 1997) - legen unter der Nummer 10.5 fest, dass die intracytoplas- 
matische Spermainjektion (ICSI) „derzeit keine Methode der künstli- 
chen Befruchtung im Sinne dieser Richtlinien“ (und damit keine Kas- 
senleistung) ist. Der Bundesausschuss ist nach nochmaliger Prüfung 
im Oktober 1998 bei seiner Auffassung geblieben. Nach den Ausfüh- 
rungen des Bundesausschusses wurden für die Beurteilung dieser Me- 
thode bisher keine ausreichenden Unterlagen vor gelegt. Die Voraus- 
setzungen für eine Anerkennung der Methode in der vertragsärztli- 
chen Versorgung lägen noch nicht vor. Es gebe Hinweise auf ein mög- 
licherweise höheres Risiko chromosomaler Anomalien bei Kindern, 
die nach der ICSI-Methode gezeugt wurden (vgl. Anlage)*). 

Bei den Beschlüssen des Bundesausschusses der Ärzte und Kranken- 
kassen handelt es sich um Entscheidungen, die der Bundesausschuss 
in eigener Verantwortung trifft. Beanstandungen durch das Bundes- 
ministerium für Gesundheit kommen nur bei Verstößen gegen das 
geltende Recht in Betracht. Bei der Einschätzung der mit den gesetz- 
lichen Bestimmungen verbundenen medizinischen und sonstigen Fra- 
gen besteht ein Beurteüungs- und Wertungsspielraum für den Bundes- 
ausschuss. Sofern entsprechende Beurteilungen und Wertungen im 
Rahmen des geltenden Rechts liegen, nimmt das Bundesministerium 
für Gesundheit den Standpunkt ein, dass die Folgerungen der Selbst- 
verwaltung zu respektieren sind. Der o. a. Beschluss wurde vom Bun- 


*) Vom Abdruck der Anlage wurde aufgrund der Nummer 13 Satz 2 in Verbin- 
dung mit Nummer 1 Abs. 3 Satz 1 zweiter Halbsatz der Richtlinien für die 
Fragesfunde und für die schriftlichen Einzelfragen abgesehen. 
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desministerium für Gesundheit nicht beanstandet, da ein Verstoß ge- 
gen geltendes Recht nach hiesiger Auffassung nicht vorlag. 

Die Richtlinien des Bundesausschusses sind für die Vertragsärzte und 
die Krankenkassen verbindlich, d. h. die intracystoplasmatische Sper- 
mieninjektion darf nicht zu Lasten der gesetzlichen Krankenversiche- 
rung erbracht und von den Krankenkassen auch nicht bewilligt wer- 
den. 

Im Übrigen darf ich auf meine Antwort zu den Fragen 26 und 27 des 
Abgeordneten Horst Seehofer in Drucksache 14/2004 verweisen. 


46. Abgeordnete Wie hoch schätzt die Bundesregierung die 

Annette Häufigkeit der durch Borrelien verursachten 

Widmann-Mauz Erkrankungen sowie die Behandlungskosten, 

(CDU/CSU) die durch fehlerhafte Diagnosen den Kosten- 

trägern entstehen, ein? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 

Christa Nickels 

vom 24. November 1999 

Das Bundesinstitut für gesundheitlichen Verbraucher schütz und Vete- 
rinärmedizin schätzt für Deutschland jährlich 30 000 bis 50 000 Er- 
krankungen an Borreliose. Um diese Schätzungen durch bessere Da- 
ten konkretisieren zu können und um die diagnostischen Möglichkei- 
ten in Deutschland zu verbessern, beabsichtigt das Bundesministeri- 
um für Gesundheit im nächsten Jahr ein Nationales Referenzzentrum 
für Borreliose zu fördern. 

Über die durch fehlerhafte Diagnosen entstehenden Kosten liegen 
der Bundesregierung keine Daten vor. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Verkehr, 
Bau- und Wohnungswesen 


47. Abgeordneter 

Hansjürgen 

Doss 

(CDU/CSU) 


Wird das Investitionsprogramm 1999 bis 2002 
der Projektgruppe Bundesverkehrswegepla- 
nung in der Fassung vom 17. September 1999 
nach der Vertagung der Beschlussfassung im 
Bundeskabinett am 27. Oktober 1999 noch Be- 
stand haben und welchen Veränderungen wird 
es möglicherweise noch unterworfen werden? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 

Lothar Ihrügger 

vom 18. November 1999 

Das Bundeskabinett hat das Investitionsprogramm für den Ausbau 
der Bundesschienenwege, Bundeswasserstraßen und Bundesfernstra- 
ßen in den Jahren 1999 bis 2002 des Bundesministeriums für Verkehr, 
Bau- und Wohnungswesen in seiner Sitzung am 3. November 1999 
zur Kenntnis genommen; im Anschluss daran wurde es den Abgeord- 
neten des Deutschen Bundestages zugeleitet. 


48. Abgeordneter 

Hansjürgen 

Doss 

(CDU/CSU) 


Inwieweit werden das Scheitern des Verkaufs 
der Eisenbahnerwohnungen (einmaliger Fehl- 
betrag: 4,6 Mrd. DM), die „Globale Minder- 
ausgabe“ (Fehlbetrag bis 2003: rd. 1,3 Mrd. 
DM jährlich), die noch nicht gesicherten Ein- 
nahmen aus der Kostenerstattung für bahnpo- 
lizeiliche Aufgaben durch die Deutsche Bahn 
AG (Fehlbetrag: 250 Mio. DM) und aus der 
Veräußerung von Forderungen gegenüber der 
DB AG (Fehlbetrag: 6 Mrd. DM) Einfluss 
nehmen auf das Investitionsprogramm 1999 
bis 2002, und welche bis 2002 Baurecht erlan- 
genden Projekte werden nach Einschätzung 
der Bundesregierung bis zum Ablaufdatum 
dieses Programms den bereits bestehenden In- 
vestitionsstau noch vergrößern? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 

Lothar Ihrügger 

vom 18. November 1999 

Das Investitionsprogramm 1999 bis 2002 berücksichtigt die unabding- 
bare Haushaltskonsolidierung entsprechend dem Kabinettsbeschluss 
vom 23. Juni 1999, Finanzhüfen in den Jahren 2000 bis 2002 nach 
dem EFRE-Bundesprogramm Verkehrswegeinfrastruktur 2000 bis 
2006 sowie Verstärkungen der Investitionen in die Bundesschienen- 
wege durch Eigenmittel der Deutschen Bahn AG. Es besteht keine 
Verknüpfung zwischen den im Bundeshaushaltsplan 1999 veran- 
schlagten Erlösen aus der Privatisierung der Eisenbahn-Wohnungsge- 
sellschaften und aus der Veräußerung von Forderungen gegenüber 
der DB AG, den für künftige Haushalte vorgesehenen Kostenerstat- 
tungen für bahnpolizeiliche Aufgaben und den Bundesmitteln für In- 
vestitionen in die Bundesverkehrswege. 

Die Eänder bzw. die Deutsche Bahn AG werden angesichts der noch 
zu klärenden Frage zur Baurechtsverlängerung ihre Planungsaktivitä- 
ten in der Zukunft an die heute bekannte Investitionslinie anpassen. 
Insofern ist die aktuelle Haushaltsplanung kein Auslöser für einen In- 
vestitionsstau. 
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49. Abgeordneter 

Hansjürgen 

Doss 

(CDU/CSU) 


Welche Kriterien liegen der Entscheidung zu- 
grunde, in das Investitionsprogramm 1999 bis 
2002 einen nicht näher definierten Bauab- 
schnitt des Ausbaus des Mainzer Rings im Zu- 
ge der A 60, für den aufgrund des noch nicht 
abgeschlossenen Planfeststellungsverfahrens 
noch kein Baurecht vorliegt, aufzunehmen 
und andere Maßnahmen, die baureif sind und 
gleichfalls als vordringlich gelten, nicht aufzu- 
nehmen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 

Lothar Ihrügger 

vom 23. November 1999 

Das Planfeststellungsverfahren zum 6-streifigen Ausbau des Mainzer 
Rings zwischen dem Autobahnkreuz Mainz-Süd und der Anschluss- 
stelle Mainz-Laubenheim war unterbrochen worden, um die Finan- 
zierbarkeit des Projektes durch wirtschaftlichere Lösungen als seiner- 
zeit geplant sicherzustellen. Diese wurden inzwischen erarbeitet und 
auf deren Grundlage ein neues Planfeststellungsverfahren eingeleitet. 
Mit der Aufname des ersten Bauabschnitts des Projekts in das Investi- 
tionsprogramm (IP) 1999 bis 2002 können nach Vorliegen der Baurei- 
fe, die im Zeitraum des IP bis 2002 erwartet wird, die entsprechenden 
Baumaßnahmen eingeleitet werden. 

Der Mainzer Ring im Zuge der A 60 ist mit rd. 70 000 Kfz/24 h einer 
der am stärksten belasteten Bundesfernstraßenabschnitte in Rhein- 
land-Pfalz und angesichts seines unbefriedigenden Ausbauzustands 
mit entsprechenden negativen Auswirkungen auf den Verkehrsablauf 
und die Verkehrssicherheit verbunden. Darüber hinaus stellt die A 60 
eine der wichtigsten Verkehrsachsen in dieser Region dar. Aus diesen 
Gründen wurde das Projekt, für das bereits im Fünijahresplan 1993 
bis 1997 mit Ergänzung bis 2000 ein finanzieller Ansatz vorgesehen 
war, gegenüber anderen unbestritten bedeutenden Straßenbauprojek- 
ten in Rheinland-Pfalz priorisiert. 


50. Abgeordneter 

Hansjürgen 

Doss 

(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die jüngste 
Feststellung des rheinland-pfälzischen Ministe- 
riums für Wirtschaft, Verkehr, Fandwirtschaft 
und Weinbau zu dem Straßenbauvorhaben 
Verlegung der B 9 bei Nierstein, wonach die 
als kostengünstigste, kürzeste, bautechnisch 
einfachste und ökologisch am wenigsten be- 
denkliche Trassenvariante „Kleiner Ring“ nur 
eine „knappe Bauwürdigkeit“ erreiche und 
demzufolge nur mit einer „sehr nachrangigen 
Bewertung“ im Bundesverkehrswegeplan zu 
rechnen sei, und welche Konsequenzen hat 
diese Feststellung für das Projekt? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 

Lothar Ihrügger 

vom 23. November 1999 

Der Ausbau der Bundesfernstraßen einschließlich des Neubaus von 
Ortsumgehungen im Zuge von Bundesstraßen erfolgt nach dem 1993 
vom Deutschen Bundestag beschlossenen Bedarfsplan für die Bundes- 
fernstraßen, der auf der Grundlage des Bundesverkehrswegeplans 
1992 (BVWP ’92) aufgestellt worden ist. Dieser weist eine Unterde- 
ckung von 80 bis 90 Mrd. DM auf. 

Die Koalitionsfraktionen haben sich darauf verständigt, den 
BVWP’92 zügig im Sinne eines umfassenden, ökonomische und öko- 
logische Ziele integrierenden Verkehrskonzeptes zu überarbeiten. Die 
Arbeiten hierzu wurden aufgenommen. 

Für viele Maßn a hmen im BVWP bedeutet dies, dass erst im Zuge der 
Überarbeitung des BVWP - eine komplexe Aufgabe, die einige Zeit 
erfordert - Bedarf und Dringlichkeit festgestellt werden. Ich bitte da- 
her um Verständnis, dass ich gegenwärtig noch keine dezidierten Aus- 
sagen zu dem von Ihnen angesprochenen Projekt machen kann. 

Gleichwohl weise ich darauf hin, dass die aktuellen Bedarfspläne und 
die darin vom Gesetzgeber festgelegten Dringlichkeiten rechtlich fort- 
gelten, bis fortgeschriebene und durch den Deutschen Bundestag ver- 
abschiedete neue Bedarfspläne in Kraft treten. Dies gilt auch für den 
von Ihnen angesprochenen Neubau der Ortsumgehung Nierstein im 
Zuge der B 9. 


51. Abgeordneter 

Hans-Michael 

Goldmann 

(F.D.P.) 


Hat die Arbeitsgruppe im Bundesministerium 
für Verkehr, Bau- und Wohnungswesen, die 
die Vorschläge zur Verbesserung des Wachs- 
tumszieles im Kombinierten Verkehr bis zum 
Herbst diesen Jahres erarbeiten sollte, ihren 
Bericht abgegeben? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 

Lothar Ihrügger 

vom 19. November 1999 

Der Bericht der Arbeitsgruppe wurde fristgerecht abgegeben. 


52. Abgeordneter Falls ja, welche Ergebnisse weist dieser Be- 

Hans-Michael rieht auf? 

Goldmann 

(F.D.P.) 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 

Lothar Ihrügger 

vom 19. November 1999 

Der Bericht enthält einen Katalog von Vorschlägen zur Erhöhung des 
Aufkommens im Kombinierten Verkehr, die jetzt im Bundesministeri- 
um für Verkehr, Bau- und Wohnungswesen beraten werden. In die- 
sem Zusammenhang werden auch Gespräche mit den am Kombinier- 
ten Verkehr beteiligten und interessierten Stellen bis hin zur Verlader- 
schaft geführt. 

Ziel ist weiterhin, den Kombinierten Verkehr an der Bewältigung des 
Verkehrswachstums in Deutschland mit den Mitteln des Wettbe- 
werbs, der besseren Qualität der Schieneninfrastruktur und durch aus- 
reichende Anbindung der Fläche zu beteiligen. 


53. Abgeordneter 

Norbert 

Königshofen 

(CDU/CSU) 


Trifft es zu, dass die im „Investitionspro- 
gramm für den Ausbau der Bundesschienen- 
wege, Bundesfernstraßen und Bundeswasser- 
straßen in den Jahren 1999 bis 2002“ vorgese- 
henen Mittel für die B 227 Essen, E 439-A 44 
in den Jahren 1999 bis 2002 ausschließlich für 
diesen Bereich vorgesehen sind, oder soll - 
wie die Neue Ruhr Zeitung am 3. November 
1999 berichtete - ein Großteil dieser Mittel in 
andere Bereiche des Bundesfernstraßenbaus, 
insbesondere in die Autobahnen A 1, A 2 und 
A 3 investiert werden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 

Lothar Ihrügger 

vom 22. November 1999 

Mit dem Bau der B 227 Essen, E 439-A 44 wurde im August 1998 
begonnen. Die Maßnahme wurde daher als im Bau befindlich in das 
Investitionsprogramm 1999 bis 2002 aufgenommen und zur Siche- 
rung eines zügigen Baufortschritts mit entsprechenden Finanzierungs- 
ansätzen berücksichtigt. Eine diesbezügliche Änderung des Investi- 
tionsprogramms ist nicht vorgesehen. 


54. Abgeordnete Aus welchen Gründen erscheint der Eücken- 

Gudrun Schluss A 30/Bad Oeynhausen nicht mehr in 

Kopp der Eiste der hochprioritären Maßnahmen des 

(F.D.P.) Investitionsprogramms für den Ausbau der 

Bundesschienenwege, Bundesfernstraßen und 
Bundeswasserstraßen in den Jahren 1999 bis 
2002 ? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 

Lothar Ihrügger 

vom 19. November 1999 

Die planungsrechtlichen Verfahren für den Lückenschluss der A 30 
im Bereich Bad Oeynhausen (Nordumgehung) sind noch nicht abge- 
schlossen. Insofern ist nicht absehbar, wann Baurecht vorliegen wird. 

Unter diesen Randbedingungen konnte die Maßnahme im Investi- 
tionsprogramm 1999 bis 2002 nicht berücksichtigt werden. 


55. Abgeordneter 

Dr. Michael 
Meister 

(CDU/CSU) 


Ist es zutreffend, dass der Bundesminister für 
Verkehr, Bau- und Wohnungswesen eine Re- 
gionalisierung der Eigenheimförderung prüfen 
lässt? 


56. Abgeordneter 

Dr. Michael 
Meister 

(CDU/CSU) 


Welche Haltung nimmt die Bundesregierung 
zu einer „Ballungsraumkomponente“ beim Ei- 
genheimzulagengesetz ein? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Achim Großmann 
vom 19. November 1999 

Die regionale Differenzierung der Eigenheimförderung spielt seit je- 
her in der Diskussion über die Optimierung dieses Eörderinstruments 
eine Rolle. Die Erage ist seinerzeit auch bei Schaffung des Eigenheim- 
zulagengesetzes erörtert und später in der Koalitionsvereinbarung er- 
neut aufgegriffen worden. 

Eür die Erhöhung der Anstoßwirkung der Eigenheimförderung sind 
unterschiedliche Wege denkbar, darunter auch Regionalisierungsef- 
fekte durch sogenannte Ballungsraumkomponenten. Dabei besteht 
allerdings die besondere Schwierigkeit, die Förderintensität zielgenau 
auf die spezifischen regionalen Bedingungen auszurichten. Die Bun- 
desregierung wird daher sehr sorgfältig prüfen, ob und inwieweit die 
bewährte Eigenheimzulage auch unter Berücksichtigung der gegen- 
wärtigen finanziellen Rahmenbedingungen der öffentlichen Haushalte 
verbessert werden kann. 


57. Abgeordneter 

Norbert 

Röttgen 

(CDU/CSU) 


Wann ist mit dem Beginn der Realisierung der 
Ortsumgehung Eohmar (B 484) zu rechnen, 
und in welchem Zeitraum wird die Umge- 
hungsstraße, die als „hochprioritäre Maßnah- 
me“ mit dem Vermerk „Baubeginn“ eingestuft 
ist, voraussichtlich fertiggestellt sein? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 

Lothar Ihrügger 

vom 22. November 1999 

Die Ortsumgehung Lohmar im Zuge der B 484 ist als hochprioritäre 
Maßnahme im Investitionsprogramm 1999 bis 2002 enthalten. Mit 
dem Baubeginn ist innerhalb dieses Zeitrahmens zu rechnen. Die vor- 
aussichtliche Bauzeit beträgt drei Jahre. Voraussetzung für den Bau- 
beginn ist die Veranschlagung der Maßn a hme im Bundeshaushalt, 
Kapitel 12 10 - Bundesfernstraßen. Die hierfür erforderlichen Unter- 
lagen liegen dem Bundesministerium für Verkehr, Bau- und Woh- 
nungswesen derzeit noch nicht vor. 


58. Abgeordneter 

Albert 

Schmidt 

(Hitzhofen) 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Wann ist bei der Mitte-Deutschland-Bahn die 
Unterzeichnung der Einanzierungsvereinba- 
rung durch die Beteiligten abgeschlossen, und 
für wann ist mit dem Baubeginn zu rechnen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 

Lothar Ihrügger 

vom 23. November 1999 

Das für dieses Vorhaben nach dem Investitionsprogramm eingeplante 
Gesamtinvestitionsvolumen beträgt 665 Mio. DM. 

Die erste Teilfinanzierungsvereinbarung mit einem Investitionsvolu- 
men in Höhe von 288,6 Mio. DM liegt gegenwärtig dem Bundes- 
ministerium der Einanzen zur Unterzeichnung vor. Es ist damit zu 
rechnen, dass die Vereinbarung in den nächsten Tagen unterzeichnet 
sein wird. Die Entsperrung der Mittel ist bereits beantragt. 

Im Hinblick auf die Nahverkehrsanforderungen des Eandes beteiligt 
sich Thüringen an der Einanzierung zusätzlich mit 35 Mio. DM am 
Ausbau. 

Nach Auskunft der DB Netz AG kann mit einem Baubeginn der 
punktuellen Maßnahmen im Bereich Gerd-Gößnitz im März und im 
Bereich Hermsdorf-Klosterlausnitz-Kraftsdorf im April/Mai 2000 ge- 
rechnet werden. 

Weitere Einanzierungsverträge bis zum o. g. Gesamtvolumen sind in 
Vorbereitung. 
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59. Abgeordneter 

Albert 

Schmidt 

(Hitzhofen) 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Welche konkreten Verbesserungen der Stre- 
cke werden sich aufgrund der Einanzierungs- 
vereinbarung ergeben, und wann ist mit der 
Baufertigstellung bzw. Inbetriebnahme zu 
rechnen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 

Lothar Ibrügger 

vom 23. November 1999 

Eolgende Ziele sollen durch die geplanten Maßnahmen erreicht wer- 
den: 

- Herstellung der vollen Verfügbarkeit des Eahrweges mit entspre- 
chendem Streckenstandard 

- Erhebliche Verkürzung der Reise- und Transportzeiten 

- Verbesserung im Eern-, Regional- und Nahverkehr 

- Beseitigung von Kapazitätsengpässen, Verbesserung der Betriebs- 
qualität 

- Errichtung neuer Sicherungstechnik. 

Vorgesehen sind unter weitgehender Beibehaltung der vorhandenen 
Trassierung Maßnahmen, die auf den Streckenteilabschnitten 

- Weimar-Mellingen 

- Großschwabhausen-Jena West 

- Stadtroda-Papiermühle 

- Hermsdorf-Klosterlausnitz-Kraftsdorf und 

- weitere punktuelle Maßnahmen im Bereich Gera-Gößnitz 

für konventionelle Züge eine Geschwindigkeit von 100 km/h und für 
NeiTech-Züge eine Geschwindigkeit von 140 km/h zulassen. 

Die Maßnahmen dieser ersten Teilfmanzierungsvereinbarung sollen 
bis Ende 2002 abgeschlossen sein. 


60. Abgeordneter 

Wilhelm-Josef 

Sebastian 

(CDU/CSU) 


Wie verteilen sich Bundesautobahnen und 
Bundesstraßen auf die sechzehn Bundeslän- 
der, gemessen nach Streckenlänge? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 

Lothar Ihrügger 

vom 19. November 1999 


Die Längenverteilung ergibt sich aus der folgenden Tabelle (Stand: 
1. Januar 1999): 


Land 

Bundesautobahnen 
km insgesamt 

Bundesstraßen 
km insgesamt 

Baden-Württemberg 

1 021 

4 448 

Bayern 

2217 

6 854 

Berlin 

59 

190 

Brandenburg 

766 

2 781 

Bremen 

48 

64 

Hamburg 

81 

149 

Hessen 

956 

3 121 

Mecklenburg-Vorpommern 

262 

2 070 

Niedersachsen 

1 347 

4 831 

N or drhein-Westf alen 

2 165 

5 086 

Rheinland-Pfalz 

829 

3 041 

Saarland 

236 

356 

Sachsen 

436 

2 426 

Sachsen-Anhalt 

241 

2 321 

Schleswig-Holstein 

481 

1 713 

Thüringen 

282 

1 935 

Summe Bundesgebiet 

11 427 

41 386 


61. Abgeordneter 

Wilhelm-Josef 

Sebastian 

(CDU/CSU) 


Wie verteilen sich Bundesautobahnen und 
Bundesstraßen auf die sechzehn Bundeslän- 
der, gemessen nach dem Wert des Anlagever- 
mögens? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 

Lothar Ihrügger 

vom 19. November 1999 

Die Verteilung der Bundesautobahnen und Bundesstraßen auf die 
sechzehn Bundesländer, gemessen nach dem Wert des Anlagevermö- 
gens, ist unbekannt. Die vom DIW, Berlin, durchgeführte Anlagever- 
mögensrechnung enthält keine Regionalisierung nach Bundesländern. 




Drucksache 14/2212 


-44- 


Deutscher Bundestag - 14. Wahlperiode 


62. Abgeordneter 

Wilhelm-Josef 

Sebastian 

(CDU/CSU) 


Nach welchen Kriterien hat die Bundesregie- 
rung in ihrem Investitionsprogramm für den 
Ausbau der Bundesschienenwege, Bundesfern- 
straßen und Bundeswasserstraßen in den Jah- 
ren 1999 bis 2002 die primäre Aufteilung der 
vorgesehenen Investitionsmittel auf die Bun- 
desländer unabhängig von der sekundären 
Aufteilung auf Einzelprojekte in den Ländern 
vorgenommen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 

Lothar Ibrügger 

vom 19. November 1999 

Die Aufteilung der Investitionsmittel im Teil Schiene des Investitions- 
programms 1999 bis 2002 erfolgte ausschließlich vorhabenbezogen 
und nicht länderbezogen. Maßgebliches Kriterium für die Mittelver- 
teilung war es, neue Prioritäten innerhalb des Vordringlichen Bedarfs 
zu setzen, ohne dass die Aufgabe von Vorhaben damit verbunden ist. 
Vor dem Hintergrund der knappen Haushaltstage des Bundes ist ein 
Beginn neuer Vorhaben in den kommenden Jahren nur in engen 
Grenzen möglich. Damit wird sichergestellt, dass bereits begonnene 
Vorhaben weitergeführt und notwendige Investitionen in das be- 
stehende Netz vorangetrieben werden können. 

Für den Neubau und die Erweiterung der Bundesfernstraßen sind im 
Investitionsprogramm 1999 bis 2002 für die hoch prioritären Projekte 
rd. 17,9 Mrd. DM - einschließlich der anteiligen Anrechnung von Er- 
haltungsmitteln in Höhe von 550 Mio. DM - vorgesehen. Vor der 
Verteilung der Mittel auf die Länder wurden folgende Beträge bun- 
desweit vorweg abgezogen: 

- für die Verkehrsprojekte Deutsche Einheit 9,2 Mrd. DM, 

- für die Zusatzfmanzierungen einzelner Projekte 0,3 Mrd. DM, 

- 50 % der notwendigen Mittel für die Refinanzierung 
der privaten Vorfinanzierung (die weiteren 50 % sind 
von den Ländern im Rahmen der jeweiligen Quoten 

zu tragen) 0,3 Mrd. DM, 

- für die Anbindung des Flughafens Berlin- 
Brandenburg-International (BBI) sowie die Fern- 
verkehrsmaßnahmen im Zusammenhang mit der 

EXPO 2000 0,4 Mrd. DM. 

Die verbleibenden Mittel in Höhe von rd. 7,2 Mrd. DM - also noch 
rd. 40% des zur Verfügung stehenden Investitionsvolumens - werden 
entsprechend den festgelegten Anteilen nach dem geltenden Bundes- 
verkehrswegeplan 1992 auf die Länder verteilt. Wegen der politisch 
vorgegebenen Vorrangllnanzierung Ost entfallen auf die neuen Bun- 
desländer davon rd. 30 %. 
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Die Aufteilung der Investitionsmittel im Bereich der Bundeswasser- 
straßen erfolgte neben der Priorisierung von Maßnahmen zum Auf- 
bau Ost unter anderem nach folgenden Kriterien, wie 

- erforderlicher Ersatz- und Erhaltungsbedarf an bestehenden Anla- 
gen, 

- gesamtwirtschaftliche Einstufung der Maßnahme im Rahmen der 
BVWP, 

- Baufortschritt der Maßnahmen, 

- Stand bei den Genehmigungsverfahren der Maßnahmen. 


63. Abgeordneter 

Wilhelm-Josef 

Sebastian 

(CDU/CSU) 


Welchen Sachstand hat die Maßnahme „Besei- 
tigung des Bahnübergangs in Brohl-Eützing 
im Zuge der B 412“, und wann ist mit der 
Umsetzung der Maßnahme zu rechnen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 

Lothar Ibrügger 

vom 23. November 1999 

Nach Mitteilung der im Aufträge des Bundes tätigen Straßenbauver- 
waltung des Eandes Rheinland-Pfalz erwartet diese die Vorlage des 
Entwurfes der Vereinbarung über die Beseitigung des Bahnübergangs 
in Brohl-Eützing im Zuge der B 412 durch die Deutsche Bahn noch in 
diesem Jahr. Die Einstellung der Maßnahme in den Bundeshaushalt 
2000 ist erst nach Abschluss dieser Vereinbarung und der anschließen- 
den Vorlage der Haushaltsunterlagen an den Bundesminister für Ver- 
kehr, Bau- und Wohnungswesen möglich. Seitens der Straßenbauver- 
waltung des Eandes Rheinland-Pfalz wird ein Baubeginn im Jahr 
2000 angestrebt. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Umweit, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit 


64. Abgeordneter 

Dr. Michael 
Meister 

(CDU/CSU) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung, 
dass deutsche Kernkraftwerke auf höchstmög- 
lichem technischen Sicherheitsniveau aus- 
gerüstet sein sollen, und wie beurteilt die Bun- 
desregierung vor diesem Hintergrund die 
Kritik des Bundesministers für Umwelt, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit an der 
Genehmigung von Sicherheitsnachrüstungen 
beim Kernkraftwerk Biblis durch den hessi- 
schen Umweltminister, durch die nach frühe- 
ren Einschätzungen der Gesellschaft für Reak- 
torsicherheit das Störfallrisiko von Biblis um 
mehr als die Hälfte reduziert wird? 
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Antwort des Staatssekretärs Rainer Baake 
vom 18. November 1999 

Deutsche Atomkraftwerke sollen auch während ihrer Restlaufzeiten 
auf höchst möglichem Sicherheitsniveau betrieben werden. Dieses for- 
dert bereits das geltende Atomgesetz mit der Genehmigungsvoraus- 
setzung, dass die nach dem Stand von Wissenschaft und Technik er- 
forderliche Schadensvorsorge gewährleistet sein müsse. Diese Geneh- 
migungsvoraussetzung gilt auch bei Änderungsgenehmigungen und 
sie gilt auch - im Rahmen der Verhältnismäßigkeit - bei Änderungs- 
genehmigungen, die eine Sicherheitsverbesserung bezwecken. Die An- 
wohner haben einen einklagbaren Anspruch darauf, dass die Auswir- 
kungen einer Veränderung gründlich geprüft werden und dass die 
Veränderung so weit geht, dass sie auch wirklich das bestmögliche 
Sicherheitsniveau erreicht. 

Die Kritik des Bundesministeriums für Umwelt, Naturschutz und Re- 
aktorsicherheit (BMU) an der am 15. Oktober 1999 entgegen bundes- 
aufsichtlichen Absprachen erteilten Genehmigung richtete sich nicht 
gegen die damit verfolgte Absicht einer Sicherheitsverbesserung, son- 
dern dagegen, dass Genehmigungsvoraussetzungen wie z. B. die Zu- 
verlässigkeit der Betreiberin und die Erdbebensicherheit nach Kennt- 
nisstand des BMU nicht hinreichend geprüft seien. Wenn sich eine 
Aufsichtsbehörde die Erkenntnis zu eigen macht, dass ein erhebliches 
Störfallrisiko besteht, kommt als Abwehrmaßnahme nur die vorläufi- 
ge Betriebseinstellung bis zur Beseitigung der Gefahren in Betracht. 
Es ist von der Bundesaufsicht nicht nachvollziehbar, dass das hessi- 
sche Umweltministerium die Erdbebengefahr nicht zu Ende prüft und 
dies mit der Eilbedürftigkeit der erheblichen Sicherheitsverbesserung 
begründet, zugleich aber erklärt, das Sicherheitsdefizit sei nicht so 
groß, dass eine Stilllegung wegen Gefahrenverdachts erfolgen müsse, 
und schließlich außerdem ausführt, einen von der zuständigen Abtei- 
lung erarbeiteten Stilllegungsentwurf, der eine Gefahr feststellt, sei 
man noch nicht in der Eage zu prüfen. Die Eilbedürftigkeit der Si- 
cherheitsverbesserung hatte eine voreilige Genehmigungserteilung 
zur Eolge, mit der Genehmigungsumsetzung kann sich die Betreiberin 
allerdings nach dem Willen der Genehmigungsbehörde bis August 
2000 trotz der Dringlichkeit Zeit lassen. Angesichts dieser Ungereimt- 
heiten konnte eine Kritik der Bundesaufsicht an der hessischen Ge- 
nehmigungs- und Aufsichtspraxis nicht ausbleiben. 


65. Abgeordneter 

Dr. Michael 
Meister 

(CDU/CSU) 


Wurden bereits zuvor Eandesregierungen vom 
Bundesminister für Umwelt, Naturschutz und 
Reaktorsicherheit angewiesen, keine sicher- 
heitserhöhenden Genehmigungen für Kern- 
kraftwerke zu erteilen? 


Antwort des Staatssekretärs Rainer Baake 
vom 18. November 1999 

Es gibt weder im Ealle des Atomkraftwerkes Biblis noch hinsichtlich 
anderer Nuklearanlagen eine bundesaufsichtliche Weisung, sicher- 
heitserhöhende Genehmigungen nicht zu erteilen. Die verfahrenslei- 
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tende Weisung vom 29. Oktober 1999 verlangt lediglich, die im Falle 
des Atomkraftwerkes Biblis A vereinbarte und seit 1993 praktizierte 
Vorgehensweise zu beachten, dass die Bundesaufsicht vor einer Ge- 
nehmigungserteilung ihre Prüfungsaufgaben wahrnehmen kann. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Biidung 
und Forschung 


66. Abgeordnete 

Kersten 

Naumann 

(PDS) 


Wie hat sich die Förderung für die Gentechno- 
logie-Forschung, -Umsetzung und -Aufklärung 
in den Programmen der Bundesregierung von 
1995 bis 1999 entwickelt, und welche Förde- 
rung für Innovationen auf diesem Sektor sieht 
die Bundesregierung für die kommenden Jah- 
re ab 2000 vor? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Wolf-Michael Catenhusen 
vom 22. November 1999 

Die Förderung der Gentechnologie des Bundesministeriums für Bil- 
dung und Forschung ergibt sich für die Jahre 1995 bis 2003 wie folgt: 



1995 

1996 

1997 

1998 

1999 

2000 


IST 

IST 

IST 

IST 

SOLL 

Reg.- 

Entw. 

Humangenomforschung 

7,7 

24,9 

30,8 

39,8 

40,0 

44,0 

Pflanzengenomforschung 

- 

- 

- 

- 

7,4 

18,0 

Technologieentwicklung 

30,4 

32,2 

28,5 

25,7 

23,5 

16,0 


(Angaben in Mio. DM) 

(Reg.-Entw. = Regierungsentwurf Haushalt 2000) 


In den Folgejahren ist ein überproportionaler Aufwuchs der Förder- 
mittel geplant. 


67. Abgeordnete 

Kersten 

Naumann 

(PDS) 


Welche Förderprogramme werden, gegliedert 
nach Institutionen, Forschungsfeldern, roter 
und grüner Gentechnik und finanziellen Mit- 
teln durchgeführt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Wolf-Michael Catenhusen 
vom 22. November 1999 

Humangenomforschung 

Das deutsche Humangenomprojekt (DHGP) ist eine gemeinsame 
Initiative des Bundesministeriums für Bildung und Forschung 
(BMBF), der Deutschen Forschungsgemeinschaft (DFG) und der 
Wirtschaft. Das Forschungsprogramm hat eine Laufzeit von acht Jah- 
ren (1996-2004). 
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Die Programmziele: 

• Schaffung der Voraussetzungen für die Erzielung von Spitzenleis- 
tungen in der Forschung durch die Etablierung geeigneter For- 
schungsstrukturen, einer speziellen Forschungsinfrastruktur, inten- 
siver Forschungskooperationen und neuer Mechanismen der For- 
schungskoordination; 

• Schaffung der Grundlagen für die rasche und effiziente Umsetzung 
der Forschungsergebnisse in neue medizinische Anwendungen 
durch enge Kooperationen zwischen Academia und Wirtschaft so- 
wie durch neue Technologietransfermodelle. 

Die Forschungsschwerpunkte der 2. Phase des DHGP (1999-2001): 

• Funktionsanalyse der medizinisch relevanten menschlichen Schlüs- 
selgene und der für ihr Verständnis notwendigen Gene von Mo- 
dellorganismen (u. a. Maus, Ratte, Drosophila, Zebrafisch); 

• Expressionsanalyse; 

• Bioinformatik; 

• Verknüpfung der Humangenomforschung mit Pharmakologie und 
Medizin. 

Beteiligte Forschungseinrichtungen: 

• Am DHGP sind etwa 70 Arbeitsgruppen aus Großforschungsein- 
richtungen, Universitäten, Max-Planck-Instituten, Instituten der 
„Blauen Fiste“ und aus der Wirtschaft beteiligt. 

Technologietransfer: 

• Eine vom Verein zur Förderung der Humangenomforschung, dem 
Zusammenschluss acht großer und drei mittelständischer Pharma- 
und Biotech-Unternehmen, finanzierte Patent- und Fizenzagentur 
(PFA) berät die beteiligten Wissenschaftler in allen Fragen der 
schutzrechtlichen Absicherung der Forschungsergebnisse; 

• Bisher wurden von der PFA der Wirtschaft 60 Technologietrans- 
ferangebote unterbreitet. Insgesamt zehn Firmen wurden aus dem 
DHGP bzw. seinem engsten Umfeld heraus ausgegründet. 

Pflanzengenomforschung 

Der Förderschwerpunkt „Genomanalyse im biologischen System 

Pflanze - GABI“ startet mit der Projektförderung 11/99. Im Haushalt 

2000 ist im Ergebnis der Berichterstattergespräche ein Mittelauf- 
wuchs um 5 Mio. DM auf 15 Mio. DM vorgesehen. 

GABI hat folgende Ziele: 

• Stärkung der wissenschaftlichen Basis der Pflanzengenomfor- 
schung in Deutschland und ihre verstärkte Einbindung in europä- 
ische und internationale Forschungsaktivitäten; 
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• Erlangung umfassender Informationen über Struktur und Funk- 
tion wirtschaftlich bedeutender Pflanzengenome; 

• Sicherstellung der lückenlosen Patentierung von Forschungsergeb- 
nissen mit Hilfe eines effizienten Wissens- und Technologietrans- 
fersystems zwischen Wissenschaft und Wirtschaft; 

• Schaffung eines Kompetenznetzwerks auf dem Gebiet der Pflan- 
zengenomforschung, das zu dauerhaften und engen Kooperationen 
zwischen Forschung und Wirtschaft führt; 

• rasche Überführung der Forschungsergebnisse in die züchterische 
Praxis. 

GABI wird zwei Forschungsbereiche aufweisen. Im Forschungsbe- 
reich 1 werden insbesondere grundlagenorientierte Projekte geför- 
dert. Im Forschungsbereich 2 werden anwendungsorientierte Projek- 
te zur Förderung gelangen, die unter Führung von Wirtschaftsunter- 
nehmen stehen. 

Techniken nnd Methoden für die Genomforschnng 

Die Technik- und Methodenentwicklung für die Genomforschung 
wurde in den letzten Jahren durch Automatisierung, Miniaturisierung 
und Parallelisierung so weit vorangetrieben, dass bereits zahlreiche 
neue Firmen entstanden sind, deren Profll sich aus den entwickelten 
Basisinnovationen herleitet. 

Zukünftig wird sich der Schwerpunkt in den Fife Sciences auf die 
nächst höhere Ebene, die Aufklärung der Funktionen von Proteinen, 
verlagern. Nur so können komplexe Prozesse verstanden werden, die 
für Entstehung und Behandlung von Krankheiten bei Pflanzen, Tier 
und Mensch sowie für die Nutzung des Synthesepotentials von Zellen 
für die Wirtschaft unerlässlich sind. 

Techniken und Methoden für dieses innovationsträchtige und für die 
Kommerzialisierung geradezu prädestinierte Gebiet stehen, auch in- 
ternational, bisher nur in begrenztem Umfang zur Verfügung. Eine 
enge Einbindung der Bio-Informatik ist unerlässlich. 

Die Mittelansätze ergeben sich jeweils aus der Tabelle zur Beantwor- 
tung der Frage 66. 


Berlin, den 26. November 1999 
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